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Viele Entscheidungen der
Politik haben oftmals auch
direkte Auswirkungen auf die
Arbeitsverhältnisse der
Beschäftigten.

Soziale Gerechtigkeit

IG METALL
BADEN-WÜRTTEMBERG

Es wird immer mehr und
immer länger gearbeitet. Das
belastet die Arbeitnehmer.
Die IG Metall setzt auf
Ausgleichsmaßnahmen.

Belastung
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In der aktuellen Tarifrunde
der Metall- und Elektroindus-
trie von Baden-Württemberg
geht es heute in eine ent-
scheidende Runde.

Endspurt

Die Stammbeschäftigten der Metall-
und Elektroindustrie verlangen in
dieser Tarifrunde ihren Anteil am

wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen.
Das ist mit einer einmaligen Sonderzah-
lung, die ohnehin nur wenige Belegschaften
bekommen, sicher nicht getan. Was wir
brauchen, ist eine dauerhafte Erhöhung der
monatlichen Entgelte. In dieser Tarifrunde
geht es uns aber auch um faire Chancen für
die Jugend und die Tausenden von Leihar-
beitern in den Betrieben, die noch auf einen
festen Platz in der Mitte unserer Belegschaf-
ten hoffen. Mit unseren Forderungen nach
Übernahme der Azubis und mehr Mitbestim-
mung bei Leiharbeit zeigen wir uns solida-
risch mit diesen Menschen. Doch es geht
uns dabei um weit mehr als Solidarität. Es
ist für unser aller Zukunft entscheidend,
dass unsere Belegschaften nicht überaltern
und nicht gespalten werden.

Gerade die Forderung der IG Metall
nach mehr Mitbestimmung für Betriebsräte
in Fragen der Leiharbeit ist nicht nur ein
Gebot der Menschlichkeit, sondern auch ein
Gebot wirtschaftlicher Vernunft. Wir wollen
etwas gegen die Ungerechtigkeit tun, dass
Menschen die gleiche Arbeit leisten und
dafür nicht gleich bezahlt werden. Wir
streiten dafür, dass die Leiharbeiter eine
Perspektive bekommen und ihnen damit
ihre Existenzangst genommen wird. Es ist
aber auch für unsere gemeinsame Zukunft
entscheidend, dass die Unternehmen ihre
Wettbewerbsposition nicht durch die Ein-
stellung möglichst vieler, möglichst billiger
Leiharbeiter verbessern können. Stattdessen
müssen Leistungsfähigkeit, Innovationskraft
und wirtschaftliche Nachhaltigkeit eines Un-
ternehmens die entscheidenden Erfolgsfak-
toren im Wettbewerb sein. Nur so können
wir langfristig unseren Wohlstand sichern.
Deshalb darf es kein Ausweichen auf „Billig-
konkurrenz“ beim Faktor Arbeit geben. Wir
Betriebsräte können beurteilen, ob Leih-
arbeiter eingesetzt werden, um kurzfristige
Produktionsspitzen abzufangen, oder ob sie
dauerhaft Stammbeschäftigte ersetzen. Des-
halb brauchen wir mehr Mitbestimmungs-
rechte – in dieser Frage lassen wir auch die
Politik nicht aus der Pflicht.
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Erich Klemm,
Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzender
der Daimler AG

Gegründet im Januar 1950, hat sich der
IG-Metall-Bezirk Baden-Württemberg
rasch eine Vorreiterrolle in der Gewerk-
schaftsbewegung erkämpft. Die IG Me-
tall Baden-Württemberg vertritt die Inte-
ressen von 420 000 Mitgliedern. Sie ist
mit jeweils über 11 000 Betriebsräten
und Vertrauensleuten tief in den Betrie-
ben verwurzelt.

Aktuell arbeiten in den 27 Verwal-
tungsstellen im Land sowie in der Be-
zirksleitung der IG Metall Baden-Würt-
temberg rund 250 Menschen. Die Me-
tall- und Elektroindustrie im Südwesten
zählt über 1100 Betriebe, in denen ein
Tarifvertrag gilt.

Zusammen mit sieben weiteren Ein-
zelgewerkschaften ist die IG Metall mit
ihren bundesweit insgesamt rund 2,3
Millionen Mitgliedern Teil des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB), der
rund 6,2 Millionen Mitglieder zählt.

E I N S O N D E R T H E M A D E R S T U T T G A R T E R Z E I T U N G U N D D E R S T U T T G A R T E R N A C H R I C H T E N

Wenn im nächsten Jahr die Tarifpar-
teien auf den aktuell schwelenden
Konflikt zurückblicken, wird es

vermutlich nur einer von vielen Tarifkämp-
fen im Laufe der über 60-jährigen Ge-
schichte der IG Metall Baden-Württemberg
gewesen sein. Ob er in die Annalen der
Gewerkschaftsgeschichte eingehen wird wie
die berühmte Steinkühlerpause – die
Geschichte wird es zeigen.

In der Öffentlichkeit hat sich das Bild
der Gewerkschaften seit der Finanz- und
Wirtschaftskrise, die wie ein Tsunami über
das Land gefegt ist, gewandelt. Im öffentli-
chen Meinungsbild ist aus den Rückwärtsge-
wandten und Fortschrittsverweigerern eine
Interessenvertretung geworden, für deren
Forderungen und Ziele mittlerweile viele
Menschen Sympathien zeigen. Sogar junge
Menschen interessieren sich wieder für die

Arbeit der Gewerkschaften. Für IG-Metall-Be-
zirksleiter Jörg Hofmann liegt das auch
daran, dass die Gewerkschaft in der Krise
„ihren Job gemacht und Verantwortung
übernommen hat“. Den Gewerkschaften
ging es bei den Tarifverhandlungen nie
allein nur um das Thema Geld.

Historisch betrachtet setzte sich die IG
Metall zum Beispiel in den 50er Jahren vor
allem für kürzere Arbeitszeiten und bessere
Arbeitsbedingungen ein. In den 60er Jahren
bestimmten Arbeitszeit- und Urlaubsregeln
die Tarifverhandlungen, in den 70er Jahren
kamen vermögenswirksame Leistungen, der
arbeitsfreie Samstag und das 13. Monatsge-
halt dazu. Seit Oktober 1995 gilt übrigens
für die gesamte westdeutsche Metallindus-
trie die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn-
ausgleich. Während den Gewerkschaften
über viele Jahre das Image einer reinen

Arbeiterorganisation anhaftete, sieht man
sich heute auch als Interessenvertretung
von Ingenieuren und den Beschäftigten in
der IT-Branche.

Gerade in diesen Branchen würden die
Arbeitszeiten immer weiter ausufern und
die Mitarbeiter durch den globalen Wettbe-
werb unter einen immer größeren Zeitdruck
geraten, bemängelt etwa Ulrike Zenke, bei
der IG Metall Baden-Württemberg für die
Hochschularbeit, Ingenieure und die IT-
Branche zuständig.

Die Gewerkschafterin weiß aber auch,
dass gerade in diesen High-Tech-Unterneh-
men Gewerkschaften und Betriebsräte nicht
gern gesehen werden. Zenke sieht die Pro-
bleme für die in diesen Branchen und
Bereichen Beschäftigten vor allem in den
neuen Arbeitsmodellen, bei denen Teams
zum Beispiel nur für ein Projekt zusammen-

arbeiten und dann wieder ausein-
andergehen. Zenke setzt deshalb auf Auf-
klärung. Vor Ort an den Hochschulen infor-
miert die Gewerkschafterin über Einstiegs-
gehälter, Karrierechancen und Arbeitsbedin-
gungen in einzelnen Branchen.

Im wahren Sinne des Wortes rot sieht
die IG Metall derzeit beim Thema Zeitarbeit,
die für sie Leiharbeit heißt. Aus Sicht der IG
Metall ist es nicht fair, wenn sich Arbeitge-
ber durch den Einsatz von „Leih“-Arbeit der
Verantwortung entzögen und stattdessen
„Arbeiter wie Schrauben einkauften“.

Befristete Arbeitsverhältnisse seien ein
unheilvoller Trend, bei dem die Ausnahme
zur Regel wurde. Wer für Kernaufgaben wie
Entwicklung und Produktion des Unterneh-
mens Werkverträge einsetze, gerate zudem
in Gefahr, seine Kernkompetenz an Dritte
abzugeben.  olm

Mehr als 420 000 Mitglieder
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„Wir haben unseren Job gemacht“
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IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann  Foto: IG Metall

Bundesweit kümmern sich rund 360
Rechtssekretäre in der Fachkanzlei –
DBG Rechtschutz GmbH – des deut-

schen Gewerkschaftsbundes um die Ver-
tretung der Gewerkschaftsmitlieder in den
Bereichen Arbeits- und Sozialrecht.

39 davon sind in den insgesamt 16 DGB-
Rechtschutzbüros in Baden-Württemberg tä-
tig. Die IG Metall selbst beschäftigt in Mann-
heim einen Rechtssekretär und in weiteren
Regionalbüros fünf Juristen, die die Gewerk-
schaftsmitglieder entweder selbst vor Ge-
richt vertreten oder einzelne Fälle für die
DGB-Rechtssekretäre vorbereiten. „Wir sind
als IG Metall für verschiedene Branchen
tätig“, erläutert Ulrich Petri, Justiziar der IG
Metall Baden-Württemberg. Die Gewerk-
schaft ist hauptsächlich für die Metall- und
Elektroindustrie zuständig. Hinzu kommen
das Metallhandwerk sowie das Kfz-Hand-
werk, die Heizungsbauer, Sanitärinstalla-
teure, Elektriker und Schlosser. Weitere
Branchen, die von der IG Metall betreut
werden, sind die holz- und kunststoffverar-
beitende Industrie sowie die Textil- und
Bekleidungsindustrie inklusive des textilen
Reinigungsgewerbes. Was der Öffentlichkeit
meist nicht bewusst ist: die Gewerkschaft
handelt nicht nur einen Tarifvertrag, son-
dern ein ganzes System mit mehreren Tarif-
verträgen aus. Diese werden in zwei verschie-
denen Kategorien aufgeteilt.

Dabei wird zwischen Tarifverträgen, in
denen die Grundlagen der Arbeitsbeziehun-
gen geregelt sind, und Tarifverträgen zu
Sonder- oder qualitativen Themen unter-
schieden. Zu den Grundlagen gehört bei-
spielsweise der Manteltarifvertrag, in dem
Punkte wie Einstellung, Probezeit, Kündi-
gung oder Entgeltfortzahlung geregelt wer-
den. Im Entgelttarifvertrag, der gerade neu
verhandelt wird, geht es um die Entgelte
und Ausbildungsvergütungen. Im Urlaubsta-
rifvertrag, der nur sehr selten geändert
wird, ist der Urlaubsanspruch der Beschäf-
tigten fixiert. Sonderzahlungen wie Weih-
nachtsgeld sind im Tarifvertrag für Sonder-
zahlungen geregelt.

Einen eigenen Tarifvertrag gibt es für
Auszubildende. Neben diesen Tarifverträ-
gen, in denen die Grundlagen der Arbeitsbe-
ziehungen geregelt sind, gibt es noch eine
ganze Reihe tariflicher Sonderthemen. So
gibt es Tarifverträge für vermögenswirk-
same Leistungen, die Altersvorsorge, die
Altersteilzeit, die Beschäftigungssicherung,
die nach Meinung der Gewerkschaften vor
allem im Krisenjahr 2009 eine wichtige
Rolle bei der Erhaltung von Arbeitsplätzen
gespielt hat, sowie einen Tarifvertrag für die
Übernahme von Auszubildenden. Eine zen-
trale Forderung der Gewerkschaft in der
aktuellen Tarifrunde ist zum Beispiel die
unbefristete Übernahme aller Jugendlichen,
die ihre Ausbildung abgeschlossen haben.

„Neben der Tarifpolitik ist eine zentrale
Aufgabe der IG Metall die rechtliche Interes-
senvertretung unserer Mitglieder“, betont
Ulrich Petri. Die Rechtssekretäre der Gewerk-
schaft vertreten die Mitglieder vor Gericht
in Fragen des Arbeits- und Sozialrechts.
„Wir arbeiten dabei eng mit dem DGB-
Rechtsschutz zusammen“, erläutert Petri.
„Mit diesem Netzwerk an juristisch hoch
qualifizierten Kolleginnen und Kollegen stel-
len wir eine flächendeckende Betreuung
unserer Mitglieder in Baden-Württemberg
sicher“, erklärt Ulrich Petri.

Für Gewerkschaftsmitglieder ist der
Rechtsschutz kostenfrei. Das gilt in allen
Instanzen, im Zweifel bis zum Bundes-
arbeitsgericht. Die Kosten sind über den
Mitgliedsbeitrag abgedeckt.  André Schneider

Nach Jahren der Stagnation verzeich-
nen die Gewerkschaften wieder Mit-
gliederzuwächse. Auch in der Öffent-

lichkeit wandelt sich das Bild. Im Interview
erläutert IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Hof-
mann, warum wieder Menschen mit den
Gewerkschaften und ihren Forderungen
sympathisieren.

Herr Hofmann, die IG Metall hat die aktu-
elle Tarifrunde mit einem Selbstbewusstsein
eingeläutet wie schon lange nicht mehr. Ist das
auch der Beginn eines neuen Selbstverständnis-
ses der IG Metall?

Nein. Die IG Metall war und ist eine
stolze, starke und selbstbewusste Organisa-
tion. Und in der laufenden Tarifrunde haben
wir zudem die Öffentlichkeit auf unserer
Seite. Die Mehrheit der Menschen zeigt eine
große Sympathie für uns und unsere Forde-
rungen. Der Rückhalt in der Gesellschaft
und den Betrieben wächst und mit ihm die
Zahl unserer Mitglieder. Besonders freut
mich, dass sich wieder mehr junge Men-
schen für die Gewerkschaft interessieren.

Noch vor wenigen Jahren galten die Gewerk-
schaften allgemein als rückwärtsgewandt.
Heute rechnet man wieder mit ihnen und hält
sie auch wieder für unverzichtbar. Worauf
führen Sie den Sinneswandel bei den Bürgern
zurück?

Es ist noch nicht lange her, dass die
Finanz- und Wirtschaftskrise wie ein
Tsunami über uns hinweggefegt ist. Der
massive Einbruch der Wirtschaftsleistung
drohte Hunderttausende Arbeitsplätze in
Deutschland zu vernichten. In dieser Phase
hat die IG Metall Verantwortung übernom-
men und tragfähige Vorschläge von der
Umweltprämie bis zum verlängerten Bezug
des Kurzarbeitergeldes gemacht. Arbeitge-
ber und die schwarz-rote Bundesregierung
haben unsere Initiativen aufgegriffen, da sie
den Weg für eine historische Chance gewie-
sen haben: ohne Massenentlassungen durch
die schwerste Wirtschaftskrise der Nach-
kriegszeit zu kommen. Da haben die Men-
schen gesehen, welchen Wert eine starke
Interessenvertretung hat, die mit ihrem Ein-
fluss verantwortungsvoll umgeht. Kurz ge-
sagt: unser Job ist die Arbeit, und diesen Job
haben wir gut gemacht. Das wird von den
Bürgerinnen und Bürgern anerkannt und
honoriert.

Die IG Metall wettert seit Jahren gegen
„immer mehr Leiharbeit“, Werkverträge und
das Ausufern bei den Minijobs und der befriste-
ten Beschäftigung. Wirklich entgegenzusetzen
haben Sie dem aber nichts, oder?

Wir wettern nicht nur gegen ungerechte
Entwicklungen, wir handeln auch. Seit
November 2011 haben wir über 250 Verein-
barungen in Betrieben geschlossen, die den
Einsatz von Leiharbeit regulieren oder den
Auszubildenden ihre Übernahme nach
bestandener Prüfung zusichern. Und mit

unserer aktuellen Tarifforderung zur Leih-
arbeit und Übernahme wollen wir noch
mehr Druck auf solche Vereinbarungen brin-
gen. Im Übrigen: ein nicht geringer Teil der
Betriebe der hiesigen Metall- und Elektro-
industrie verzichtet darauf, Leiharbeit einzu-
setzen, und ist dennoch extrem erfolgreich.
Weiter wollen wir Korrekturen in der Ar-
beitsmarktpolitik. Es war ja zunächst der
Gesetzgeber, der den Arbeitsmarkt weit-
gehend dereguliert hat, was in vielen Berei-
chen zum Ausufern von Niedriglöhnen und
unsicheren Arbeitsverhältnissen geführt
hat.

Die Gewerkschaften haben in der zurücklie-
genden Finanzkrise und damit einhergehenden
Wirtschaftskrise gezeigt, dass sie besonnen und
kooperativ sein können. Dass hat ihnen viel
Respekt von allen Seiten eingebracht. Riskieren
Sie mit Ihren aktuellen Forderungen nicht,
wieder in alte Fahrwasser zu geraten?

Im Gegenteil. Es geht darum, ein faires
Miteinander fortzuführen. Fair ist es aber
nicht, wenn Arbeitgeber sich der Verant-
wortung für Beschäftigung entziehen und
stattdessen Arbeitskraft wie Schrauben ein-
kaufen: als Leiharbeiter oder Beschäftigte
mit Werkverträgen. Und fair ist es auch
nicht, wenn eine erfolgreiche Ausbildung
mit der Unsicherheit eines befristeten Jobs
belohnt wird. Und fair ist es schon gar
nicht, wenn die Beschäftigten, die in den
Krisenmonaten auf Entgelt verzichtet ha-
ben, um Unternehmen und Arbeitsplätze zu
retten, nicht am Aufschwung teilhaben sol-
len, weil das Mehr an Produktion und
Produktivität direkt in die Gewinne der
Unternehmen fließt.

Die Unternehmerseite wirft Ihnen im aktuel-
len Tarifstreit vor, mit Ihren Forderungen das
deutsche Beschäftigungswunder zu gefährden.
Wie sehen Sie das?

Das ist doch Unfug. Die Unternehmen
haben volle Auftragsbücher, der Ausblick ist
rosig, und eine Rekordbilanz jagt die
nächste. Unsere Tarifforderung ist bezahl-
bar, da hilft alles Jammern nicht. Nur ein
Beispiel: alleine die Dividendenausschüt-
tung des Autobauers Daimler würde ausrei-
chen, um die Entgelterhöhung für die
800 000 Beschäftigten der Branche im Land
zu finanzieren.

Es geht ja nicht nur ums Geld . . .
Richtig. Wir haben drei völlig gleichwer-

tige Themen zu bearbeiten. Und wir werden
nur dann zu einem Ergebnis kommen, wenn
es uns gelingt, bei allen drei Themen tragfä-
hige Lösungen zu erreichen. Ich finde es
deshalb nicht hilfreich, wenn die Arbeitge-
ber Lösungen erschweren, indem sie falsch
informieren. Zum Beispiel wenn Gesamtme-
tall-Chef Kannegiesser behauptet, wir wür-
den die Verbeamtung der Azubis fordern.
Damit schürt er nicht nur Vorurteile gegen
Beamte, sondern er unterschlägt schlicht,
dass der Vorschlag der IG Metall nicht die
Unkündbarkeit bis zur Rente vom ersten
Ausbildungstag an beinhaltet. Es geht uns
ausschließlich darum, dass statt der Unsitte,
grundsätzlich nur befristet einzustellen, die
jungen Leute und ihre Eltern eine sichere
Perspektive über den weiteren beruflichen
Werdegang bekommen. Wenn ein Betrieb
zusätzlich über seinen Bedarf ausbildet,
wenn es Beschäftigungsprobleme gibt oder
wenn persönliche Gründe gegen den Ver-
bleib eines Auszubildenden im Betrieb spre-
chen, kann vom Grundsatz der unbefristeten
Übernahme abgewichen werden.

Die Welt wird immer globaler. Davor kön-
nen sich auch die Gewerkschaften nicht ver-
schließen. Doch während die einen bereits das
ganze Tarifsystem auf dem Spiel sehen, ruft Ihr
Kollege, DGB-Chef Michael Sommer, das Ende
der Regulierung aus. Wäre es nicht an der Zeit,
eine europäische Lösung anzugehen?

Die Gewerkschaften waren schon immer
internationale Organisationen. Und wir ste-
hen in engem Kontakt zu unseren Kollegin-
nen und Kollegen in anderen europäischen
Ländern. Es stellt sich die Frage, wie es mit
Europa weitergeht. An einem Zerbrechen
der EU oder Scheitern des Euro kann kein
vernünftiger Mensch ein Interesse haben.
Wir meinen aber: die Antworten auf die
Krise liegen nicht in einseitigen und immer
schärferen Spardiktaten. Und schon gar
nicht in massiven Eingriffen in tarifliche
Ansprüche. Wir brauchen jetzt Wachstums-
programme, die den gebeutelten Krisenlän-
dern helfen, wieder auf die Beine zu kom-
men, um der wachsenden Arbeitslosigkeit,
gerade unter der Jugend, gegenzusteuern.
Und wir brauchen ein Mehr an entschei-
dungsfähigen demokratischen Strukturen
in Europa, etwa mehr Kompetenz für das
europäische Parlament.

 Die Fragen stellte Ingo Dalcolmo.

Längst ist es Alltag für Ingenieure und
Beschäftigte der IT-Branche: die Arbeits-
zeiten ufern immer mehr aus. Die

Gründe: zunehmender Zeitdruck durch
enge Terminvorgaben, erhöhte Leistungsfor-
derungen im globalen Wettbewerb, die
Koordination internationaler Projektteams
über verschiedene Zeitzonen von Indien bis
in die USA.

Die Themen Arbeitszeit und der da-
durch entstehende Stress werden immer
wichtiger, sagt Ulrike Zenke, die bei der IG
Metall Baden-Württemberg für die Hoch-
schularbeit, Ingenieure und IT-Berufe zu-
ständig ist. Die IG Metall will den Verfall der
Arbeitszeit auffangen und den Beschäftig-
ten mehr Zeitsouveränität verschaffen, da-
mit sie sich etwa Auszeiten für Weiterbil-

dung, Familie oder einfach nur zum Aus-
spannen nehmen können. Um die Arbeitsbe-
dingungen wirksam zu verbessern, müssten
in den Betrieben auch Themen wie Innova-
tionen und Nachhaltigkeit aus der Perspek-
tive der Beschäftigten angegangen werden.

Damit schon die Berufsanfänger um ihre
Möglichkeiten und Rechte wissen, gehen
Vertreter der IG Metall auch an die Hoch-
schulen, um junge Ingenieure oder zukünf-
tige Beschäftigte in der IT-Branche zu bera-
ten.

Obwohl es an Fachkräften in den Berei-
chen Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik fehlt, laufe in diesen
Branchen der Einstieg immer mehr über
Leiharbeit und befristete Verträge, so Zenke.
„Oder Ingenieure werden fremd über Dienst-

leistungsagenturen angefordert. Das hat in
den vergangenen Jahren massiv zugenom-
men.“ Deswegen fordert die IG Metall mehr
Mitbestimmung für Betriebsräte beim Ein-
satz von Zeitarbeitern und beobachtet die
Zunahme von Werkverträgen kritisch.

Auch in den großen IT-Abteilungen
gebe es viele Grauzonen. Projektarbeit
greife um sich sowie das durch Zeitdruck
entgrenzte Arbeiten, ohne dass die Betroffe-
nen wüssten, ob es nach dem nächsten
Projekt weitergehe. „Ein Problem in diesem
Bereich ist der zunehmende Trend hin zum
sogenannten Crowdsourcing“, sagt Zenke.

Dabei arbeiten Teams, die sich in ver-
schiedenen Ländern weit voneinander ent-
fernt befinden, jeweils an Teilen eines IT-Pro-
jekts. Was Unternehmen Kostenvorteile

bringt, bedeute für die Beschäftigten mehr
Stress, weniger Transparenz und ausufernde
Arbeitszeiten – auch weil oft die Angst
vorherrscht, durch die billigere Konkurrenz
im Ausland überflüssig zu werden. „Auch
die Einstiegsgehälter sind mittlerweile zu
niedrig, über die Situation muss man IT-
Newcomer aufklären“, sagt Zenke. „Zumal
in manchen IT-Unternehmen Betriebsräte
nicht gerne gesehen sind.“ Auch bei den
Hochschulen vertritt die IG Metall klare
Standpunkte. Wer mehr Studierende in den
Ingenieurwissenschaften haben wolle,
müsse die Hochschulen attraktiver machen,
etwa die Betreuung während des Studiums
verbessern. „Auch bei den Abbrecherquoten
muss man ansetzen“, so Zenke. Mit 30 Pro-
zent seien diese viel zu hoch.  peix
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Die IG Metall besteht in Baden-Würt-
temberg seit 60 Jahren, die örtliche
Verwaltungsstelle Stuttgart schon

seit 1945. Wenn nun Anfang Mai bis zu
30 000 Beschäftigte in Stuttgart für mehr
Lohn, mehr Mitbestimmung beim Thema
Leiharbeit und für die unbefristete Über-
nahme für Azubis warnstreiken, organisiert
die IG Metall Stuttgart den Protest vor den
Werktoren von Mercedes-Benz, Porsche und
Coperion.

Damit die Menschen bei Automobilher-
stellern, Zulieferern oder Metallbetrieben
ihre Ansprüche gegenüber Geschäftsführern
und Vorständen durchsetzen können, berät
die Gewerkschaft die betrieblichen Funktio-
näre und betreut ihre rund 72 000 Mitglie-
der allein im Raum Stuttgart, der Feuer-
bach, Bad Cannstatt, Herrenberg, Böblingen
und Sindelfingen mit einschließt.

IG-Metall-Pressesprecherin Jordana Vogi-
atzi verdeutlicht, welche Aufgaben und Leis-
tungen die 40 Kollegen in der Landeshaupt-
stadt und deren Umgebung übernehmen:
„Unsere 20 politischen Sekretäre unterstüt-
zen etwa die Betriebsräte in den Unterneh-
men.“ Gerade wenn die Mitglieder im Aus-
stand sind, glühen die Drähte zwischen den
Metallern und ihren Mitgliedern. Denn die
drei Kernbotschaften, für welche die Be-
schäftigten kämpfen, gilt es bis zum jüngs-
ten Mitglied zu kommunizieren: 6,5 Prozent
mehr Entgelt, unbefristete Übernahme von
Auszubildenden und mehr Mitbestimmung
bei Leiharbeit heißen die diesjährigen Forde-
rungen.

Steht kein Arbeitskampf an, kümmert
sich das IG-Metall-Büro in Stuttgart-Mitte
um die alltäglichen Anliegen ihrer Mitglie-
der. „Dann geht es in den Anrufen um
Fragen zur Altersteilzeit, welche Zusatzleis-
tungen, wie eine Freizeitunfallversicherung,
die IG Metall anbietet oder um Anträge auf
Schwerbehinderung, die abgelehnt wur-

den“, beschreibt Vogiatzi den Anfrage-
umfang. Weil die Metaller auch Anspruch
auf Rechtsschutz haben, streiten fünf An-
wälte vor den Arbeits- und Sozialgerichten
für ihre Mitglieder. Im Durchschnitt beraten
und verteidigen sie pro Jahr 200 Sozial-
rechts- und 500 Arbeitsrechtsfälle allein in
der Region Stuttgart.

Neben dem IG-Metall-Standort Wolfs-
burg, den sieben Bezirken und der Zentrale
in Frankfurt ist die IG Metall Stuttgart der
einzige Standort mit eigener Pressestelle.
Diese gibt Mitteilungen an die Medien he-
raus, ist für die Internetseiten der Gewerk-
schaft verantwortlich und betreut mit Hilfe
von Ehrenamtlichen die Betriebszeitungen
der Gewerkschaft bei den großen Unterneh-
men in der Region Stuttgart: „Brennpunkt“
und „Scheibenwischer“ informieren etwa die
Daimler-Beschäftigten in Sindelfingen und
Untertürkheim, der „Klima-Spiegel“ hält die
Mitarbeiter beim Zulieferer Behr auf dem
Laufenden. Gleiches gilt für „Porsche intern“
für die Beschäftigten beim Sport-
wagenhersteller in Zuffenhausen. Auch für
Alcatel, Bosch oder Mahle publizieren die
Gewerkschafter eigene Magazine, die von
der Stuttgarter Pressestelle betreut werden.

Vor mehr als zehn Jahren hat die IG
Metall die Mitglieder der ehemals eigenstän-
digen Gewerkschaften Kfz-Handwerk, Textil
und Bekleidung sowie Holz und Kunststoff
aufgenommen. Heute betreut je ein Mit-
arbeiter in der IG-Metall-Region Stuttgart
die Menschen, die in diesen Berufsgruppen
arbeiten – von Göppingen/Geislingen über
Waiblingen bis nach Ludwigsburg. Schluss-
endlich gehört zur IG Metall Stuttgart auch
noch das regionale Verwaltungszentrum
der Gewerkschaft. Fünf Mitarbeiter überneh-
men hier die Buchhaltung sowie Teile der
Verwaltung, für die eigene und darüber
hinaus für etliche weitere, kleinere Verwal-
tungsstellen.  Michael Sudahl

Für Gewerkschaftssekretär Frank Iwer
und seine Kollegen waren die vergange-
nen drei Jahre äußerst turbulent. Die

IG Metall hat sehr bewegte Zeiten hinter
sich. Und sie hat gezeigt, wie verantwor-
tungsvoll und angemessen sie als Gewerk-
schaft in völlig unterschiedlichen Situatio-
nen agiert und reagiert. Ein kurzer Rück-
blick verdeutlicht, was damit gemeint ist:
Als im Herbst 2008 die US-Investmentbank
Lehman Brothers in die Insolvenz ging,
brachen weltweit schlagartig die Aufträge
für die Industrie weg. 2009 schrumpfte die
deutsche Wirtschaft um rund fünf Prozent.

„Es drohte eine Weltwirtschaftskrise wie
in der großen Depression der 30er Jahre im
letzten Jahrhundert. Die wirtschaftliche
Lage der Betriebe war dramatisch. Weltweit
wurden praktisch über Nacht alle Aufträge
storniert. Es drohte ein großer Absturz mit
unabsehbaren sozialen Folgen“, erinnert
sich Frank Iwer, der bei der Bezirksleitung
der IG Metall Baden-Württemberg für die
Tarifpolitik zuständig ist. „Anfang 2009 war
ja noch nicht abzusehen, dass sich die
deutsche Wirtschaft wieder relativ schnell
erholen würde. Uns war als Gewerkschaft
jedenfalls klar, dass wir alles tun mussten,
um in den gebeutelten Betrieben so viele
Stellen wie möglich zu erhalten.“

Die Gewerkschaft agierte auf zwei Ebe-
nen, um dieses Ziel zu erreichen. „Vor allem
die Kurzarbeit hat uns geholfen und Hun-

derttausende Arbeitsplätze gerettet“, sagt
Iwer. Deshalb machte sich die IG Metall
gleich zu Beginn der Krise für eine Verlänge-
rung der Kurzarbeit auf 24 Monate und die
Auflegung eines massiven Konjunktur-
programms stark. „Die Idee einer Umwelt-
prämie für alte Autos wurde damals von
unserem Vorsitzenden Berthold Huber ent-
wickelt, um dieser wichtigen deutschen
Schlüsselindustrie zu helfen“, betont Iwer.

Zum anderen leistete die IG Metall auf
betrieblicher Ebene einen Beitrag, um die
Beschäftigung zu sichern. „Wir haben uns
dafür eingesetzt, dass die Arbeitskonten, die
damals mit Überstunden voll waren, abge-
baut wurden. Das hat uns etwa drei Monate
Zeit verschafft. Darüber hinaus haben wir
den Beschäftigungssicherungsvertrag in den
Betrieben angewandt. Dieser lässt eine Ab-
senkung der wöchentlichen Arbeitszeit um
fünf Stunden zu – das Entgelt sinkt entspre-
chend. Das war damals eine schwierige,
aber notwendige, verantwortungsvolle und
angemessene Entscheidung, um die Arbeits-
plätze zu erhalten.“ Dies hat letztlich auch
die Grundlage für den Aufschwung 2010
und 2011 gelegt, denn die Betriebe mussten
nicht erst wieder qualifiziertes Personal

suchen, um die Auftragsflut zu bewältigen.
„Die Unternehmen konnten aufgrund unse-
rer umsichtigen Politik den Aufschwung
voll mitnehmen“, sagt Iwer.

Heute ist die Situation ganz anders als
im Krisenjahr 2009. Die deutsche Wirtschaft
ist auf Wachstumskurs, die Auftragsbücher
der Metall- und Elektrounternehmen sind
gut gefüllt, Fachkräfte sind teilweise schwer
zu finden. Die IG Metall Baden-Württem-
berg geht deshalb mit einer Forderung von
6,5 Prozent mehr Lohn in die neue Tarif-
runde. „Das ist angesichts der gesamtkon-
junkturellen Situation eine angemessene
Forderung“, sagt Kai Bliesener, Pressespre-
cher der IG Metall Baden-Württemberg.

Bisher sei es der IG Metall immer gelun-
gen, für eine angemessene Beteiligung der
Beschäftigten am erwirtschafteten Wohl-
stand zu sorgen. „Das wird auch diesmal der
Fall sein.“ Dabei hat sich die IG Metall
Baden-Württemberg nie als reine Lohnma-
schine gesehen. Als zugkräftige Lokomotive
dagegen schon. Die IG Metall sieht sich
insgesamt auf einem guten Weg. Vorbei
sind die Zeiten, in denen die Gewerkschaft,
beginnend mit der Strukturkrise Mitte der
90er Jahre, viele Mitglieder verloren hat.

Die Mitgliederzahlen steigen wieder. Mit
rund 420 000 Mitgliedern ist mehr als jeder
zweite Beschäftigte in der baden-württem-
bergischen Metall- und Elektroindustrie
gewerkschaftlich organisiert. „Erfreulich ist

vor allem, dass viele Jugendliche unserer
Gewerkschaft beitreten. 45 Prozent derjeni-
gen, die derzeit in die IG Metall eintreten,
sind jünger als 25 Jahre“, erklärt Bliesener.

Dieser frische Wind tut der Gewerk-
schaft gut, denn sie steht vor neuen Heraus-
forderungen. „Die körperliche und psy-
chische Belastung am Arbeitsplatz wird
immer größer. Da müssen wir Antworten
geben“, macht Bliesener deutlich.

Der technologische Wandel, etwa im
Bereich der regenerativen Energien, wird zu
neuen Berufen führen. „Auch hier sind wir
gefordert. Hoch qualifizierte Ingenieure ha-
ben andere Ansprüche als Werker am Band.
Darauf stellen wir uns ein“, so der Gewerk-
schaftssekretär. Hinzu komme das weite
Feld der Qualifizierung, das immer wichti-
ger werde, um den Fachkräftenachwuchs zu
sichern.

Und die IG Metall werde sich auch in
Zukunft gemeinsam mit dem Deutschen
Gewerkschaftsbund in den politischen Dis-
kurs einschalten, wenn es um Fragen der
sozialen Gerechtigkeit geht. „Viele Entschei-
dungen betreffen unsere Mitglieder ganz
direkt“, betont Bliesener. Beispiel: Rente mit
67. „Die Regelung ist wirklichkeitsfremd. Es

gibt Berufe, in denen man nicht bis 67 arbei-
ten kann. Wir setzen deshalb unter der
Überschrift ,Fair in die Rente‘ auf flexible
Ausstiegsmodelle statt einer Einheits-
lösung.“

Weitere Beispiele für die Einmischung
in die Politik sind die Leiharbeit und die
Frage des Mindestlohns. „Menschen müssen
von ihrem Verdienst leben können. Dafür
treten wir ein. Wir haben in Deutschland
viel zu viele prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse. Es darf nicht sein, dass Men-
schen, die täglich hart arbeiten, arm sind.
Sozialer Fortschritt bedeutet für uns, den
Menschen ein Mindestmaß an Sicherheit
und Wohlstand zu ermöglichen.“

Auch gegen die große Gefahr für die
Demokratie, den Rechtsextremismus, tritt
die IG Metall weiterhin entschlossen auf.
Schließlich geht es um das Bewahren des
demokratischen und sozialen Verfassungs-
staates. Gewerkschafter waren unter den
ersten Opfern des Naziregimes im Dritten
Reich. Diese dunklen und schlimmen Zeiten
dürfen sich nicht wiederholen.

All das zeigt: die Gewerkschaft kämpft
für die Verteidigung und Sicherung des
demokratischen und sozialen Verfassungs-
staates und ist ein unverzichtbares Korrek-
tiv, wenn es um die „Zähmung der Markt-
wirtschaft“ und die Ausbalancierung der
Machtasymmetrien zwischen Arbeit und
Kapital geht. André Schneider

Wenn es um Fragen der so-
zialen Gerechtigkeit geht,
schaltet sich die IG Metall
in den politischen Diskurs
ein. Denn viele der Ent-
scheidungen betreffen

direkt die Arbeitsverhält-
nisse der Beschäftigten.
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WIRKLICHKEITSFREMDE

REGELUNGEN

ZUSATZANGEBOTE

FÜR MITGLIEDER

BETRIEBSZEITUNGEN

FÜR DAIMLER & CO.

3

GRUNDLAGE

FÜR DEN AUFSCHWUNG

Vor Ort
G e w e r k s c h a f t s s t a n d o r t S t u t t g a r t

Verantwortung für Beschäftigte und Demokratie
D i e I G M e t a l l m i s c h t s i c h a u c h i n p o l i t i s c h e u n d g e s e l l s c h a f t l i c h e D i s k u s s i o n e n e i n

IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

Deutscher Gewerkschaftsbund
Bezirk Baden-Württemberg

Der Dachverband der Gewerkschaften

Über 800.000 Mitglieder im Land vertrauen einer starken Organisation.
Werden auch Sie Mitglied: www.dgb.de/service/mitglied-werden

www.bw.dgb.de



Nächtlicher Warnstreik Pfiffe gegen UngerechtigkeitReizthema Leiharbeit

Warnstreiktag der Azubis bei Daimler in Sindelfingen. Mit einer Demo und Kundgebung wollen die IG-Metall-Jugendlichen
ihre Forderung nach unbefristeter Übernahme betonen.  Fotos: IG Metall
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Die Industriegewerkschaft Metall in
Baden-Württemberg hat in ihrer
über 60-jährigen Geschichte auch

viele Kapitel der Tarifgeschichte in der deut-
schen Metall- und Elektroindustrie mitge-
schrieben. Mit Willi Bleicher, Franz Stein-
kühler, Walter Riester, Gerhard Zambelli
oder Berthold Huber saßen erfahrene wie
kämpferische IG-Metall-Bezirksleiter aus
dem Land den Arbeitgebern am Verhand-
lungstisch gegenüber.

Fast immer drehte es sich bei den Tarif-
gesprächen nicht nur um Geld. Bereits die
ersten Verhandlungsführer der IG Metall
drängten auf verbesserte Arbeitsbedingun-
gen in den Fabriken und auf mehr soziale
Absicherung von Arbeitern und Angestell-
ten, wie der Blick zurück auf die Tarifge-
schichte in der Metall- und Elektroindustrie
beweist. „Wir wollten noch nie nur Lohn-
maschine sein, sondern kümmern uns seit
je auch um die Qualität von Arbeit und
Arbeitsbedingungen“, beschreibt der IG-Me-
tall-Vorsitzende Berthold Huber, was zum
festen Selbstverständnis der Arbeitnehmer-
vertreter geworden ist.

Die historische Betrachtung zeigt auch,
dass die Gewerkschafter manchmal wochen-
lang streiken mussten, um ihre Vorstellun-
gen durchzusetzen. Dabei wurde das verfas-
sungsrechtlich garantierte Mittel immer als
sogenannte Ultima Ratio, als letztes Mittel
im Rahmen der Arbeitsbeziehungen, ver-
standen und eingesetzt. Manchmal brach-
ten aber auch gutes Verhandlungsgeschick
und wirkungsvolle Warnstreiks die Arbeit-
geber dazu, ihrem wichtigsten „Produktions-
kapital“, den Arbeitern und Angestellten,
neben Entgelterhöhungen ein freies Wo-
chenende, mehr Urlaubstage, sichere und
gesündere Arbeitsplätze, Anspruch auf
berufliche Qualifizierung sowie zusätzliche
Altersabsicherung zuzugestehen.

In den 50er Jahren setzte die IG Metall
kürzere Arbeitszeiten und die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall durch. So erreichte
die IG Metall 1956, dass die wöchentliche
Arbeitszeit von 48 auf 45 Stunden verkürzt
wurde. Zugleich setzte sie einen Lohnaus-
gleich von 6,5 Prozent für die Arbeitszeitver-
kürzung durch. Ein Jahr später streikten die
Metaller in Schleswig-Holstein 16 Wochen
für die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.
1959 verkürzte sich die Arbeitszeit auf
44 Stunden. In den 60er Jahren bestimmten
Arbeitszeit und Urlaubsregelungen die Tarif-
verhandlungen. 1962 wurde die Arbeitszeit
mit Lohnausgleich von 44 auf 42,5 Stunden
verkürzt. Der Urlaub verlängerte sich um

drei bis sechs Tage, die Urlaubsdauer richtet
sich fortan nach Lebensalter und nicht
mehr nach Betriebszugehörigkeit. 1967
wurde die 40-Stunden-Woche mit Lohnaus-
gleich vereinbart. Ein Jahr später setzte man
neben mehr Lohn und Gehalt ein Rationali-
sierungsschutzabkommen durch.

In den 70er Jahren wurden weitere so-
ziale Fortschritte durchgesetzt. 1970 wurde
erstmals eine vermögenswirksame Leistung
von 26 Mark je Monat vereinbart. Mehr

Urlaub bekamen die Metaller durch Nicht-
anrechnung des arbeitsfreien Samstags.
1972 wurde ein 13. Monatsgehalt abgesi-
chert, das anfangs je nach Betriebszugehö-
rigkeit bis zu 30, später bis zu 50 Prozent
des Monatsverdienstes ausmachte. Ein Jahr
später vereinbarten die Tarifpartner den
Kündigungsschutz für ältere Arbeitnehmer.
1973 folgte nach über 20 Verhandlungsrun-
den, Urabstimmung und Streik der Lohnrah-
men II, der den Beschäftigten eine Erholzeit-

pause zusichert. 1978 streikten die Metaller
in der verarbeitenden Industrie im Tarif-
bezirk Nordwürttemberg/Nordbaden für
mehr Urlaub. Die Arbeitgeber antworteten
mit Aussperrung. Nach mehrwöchigem Ar-
beitskampf konnten sich die Streikenden
durchsetzen und zudem einen Schutz vor
Abgruppierung erreichen. In den 80er Jah-
ren kämpfte die IG Metall für die Einfüh-
rung der 35-Stunden-Woche und soziale
Absicherung. 1984 streikten Gewerkschafter

in Nordwürttemberg/Nordbaden und in
Hessen, um kürzere Wochenarbeitszeiten
durchzusetzen. In allen Tarifgebieten wur-
den Tarifverträge zum Vorruhestand abge-
schlossen. Ab 1. April 1985 wurde die
wöchentliche Arbeitszeit zunächst auf 38,5
Stunden, ein Jahr später auf 37,5 Stunden
und ab April 1989 schließlich auf 37 Stun-
den verkürzt. Seit Oktober 1995 gilt für die
gesamte westdeutsche Metallindustrie die
35-Stunden-Woche bei vollem Lohnaus-
gleich.

Nach der deutschen Wiedervereinigung
erstritt die IG Metall in den 90er Jahren
Tarifverträge für die neuen Bundesländer. In
Ost und West erreichte die Gewerkschaft
weitere soziale Absicherungen. Durch die
dauerhafte Anhebung der unteren Lohn-
gruppen setzte die Gewerkschaft 1991 ver-
besserte Lohnstrukturen durch. Demnach
wurden in den neuen Bundesländern tarifli-
che Löhne, Gehälter, Ausbildungsvergütun-
gen und Sonderzahlungen wie Weihnachts-
geld in jährlichen Stufen bis 1994 auf
Westniveau angehoben. Mit bis zu drei-
wöchigen Streiks in der Metallindustrie von
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern so-
wie in der Stahlindustrie reagierten Gewerk-
schafter auf die Kündigung laufender Tarif-
verträge in den neuen Bundesländern. Da-
raufhin wurde ein neuer Stufenplan verein-
bart, der die Angleichung der Entgelte und
Vergütungen bis Mitte 1996 vorsah. 1997
erzielte die IG Metall in den alten Bundeslän-
dern in der Textil- und Bekleidungsindus-
trie einen Tarifvertrag zur Förderung der
Aus-, Fort- und Weiterbildung.

Im neuen Jahrtausend setzte die Indus-
triegewerkschaft Metall in zahlreichen Tarif-
runden mehr Lohn und Gehalt, höhere
Ausbildungsvergütungen in der Metall- und
Elektroindustrie, in der Holz und Kunststoff
verarbeitenden Industrie sowie in der Tex-
til- und Bekleidungsindustrie durch. Zu den
sozialen Errungenschaften in diesem Jahr-
zehnt zählen die Einräumung der Altersteil-
zeit, gemeinsame Entgeltrahmentarifver-
träge und verbindliche Qualifizierungsmaß-
nahmen. Im Jahr 2001 wurde in der Metall-
und Elektroindustrie sowie für die Holz und
Kunststoff verarbeitende Industrie ein Tarif-
vertrag zur Entgeltumwandlung zur Alters-
versorgung vereinbart. IG Metall und die
Arbeitgeberorganisation Gesamtmetall
gründeten eine gemeinsame Einrichtung
zur überbetrieblichen Altersversorgung, die
„Metall-Rente“.

2004 erreichte die Gewerkschaft in der
Metall- und Elektroindustrie die „Pforzhei-
mer Vereinbarung“, einen Tarifvertrag zu
Wettbewerbsfähigkeit und Standortsiche-
rung. 2008 wurden für die Metall- und
Elektroindustrie Tarifverträge zum flexiblen
Übergang in die Rente sowie zur Beschäfti-
gungssicherung vereinbart. Vor dem Hinter-
grund der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise erzielte die IG Metall im Feb-
ruar 2010 in der Metall- und Elektroindus-
trie Tarifverträge, die wesentlich dazu bei-
trugen, Arbeitsplätze und Betriebe über die
Krise zu retten. Das „Jobpaket Südwest“
schrieb die Kurzarbeit mit Absenkung der
Remanenzkosten und die Arbeitszeitabsen-
kung bis auf 28 und 26 Stunden mit Teilent-
geltausgleich sowie verbesserte Übernahme-
regelungen für Auszubildende fest.  les

Sie hat die IG Metall Baden-Württem-
berg über die Landesgrenzen hinaus
bekanntgemacht: die Steinkühler-

Pause. Benannt nach Franz Steinkühler,
wurde sie 1973 nach wochenlangen Streiks
in die Tarifverträge aufgenommen. Für den
damaligen Bezirksleiter der IG Metall in
Baden-Württemberg und späteren Bundes-
vorsitzenden ging es um die „Humanisie-
rung der Arbeit“. Die Gewerkschaften woll-
ten die geistigen und körperlichen Belastun-
gen der Fließbandarbeit abfedern. Men-
schen, die am Band in Stress und Akkord
arbeiten, gewährt sie pro Arbeitsstunde fünf
Minuten Pause, um Luft zu holen. Und drei
Minuten Zeit für persönliche Bedürfnisse.

Weitere tarifliche Regelungen sichern
den Beschäftigten heute 30 Tage Urlaub
statt der gesetzlichen 20 Tage, eine Wochen-
arbeitszeit von 35 Stunden verteilt auf fünf
Werktage, Sonderzahlungen wie Urlaubs-
und Weihnachtsgeld oder vermögenswirk-
same Leistungen.

Zu den Erfolgen im neuen Jahrtausend
zählt Gerhard Wick, Tarifsekretär der IG
Metall Baden-Württemberg, die tariflichen
Regelungen zur Arbeitszeitgestaltung. Im
Kern geht es in dem 2005 zwischen den
Gewerkschaften und der Arbeitgeberseite
ausgehandelten Vertrag um die Einführung
von flexiblen Arbeitszeitkonten sowie indivi-
duelle Langzeitkonten. „Mit einer betrieb-
lich zu vereinbarenden Bandbreite sowohl
ins Plus wie auch ins Minus hat das Modell
wesentlich dazu beigetragen, die Wirt-
schaftskrise 2009 abzufedern“, stellt Wick
klar. In Summe könnten die Flexi-Konten
bis zu drei Monate abfangen, in denen etwa
infolge einer dünnen Auftragslage nicht
gearbeitet werden kann. Heute, in den Jah-
ren nach der Krise, seien die Konten in
vielen Betrieben bereits wieder gut gefüllt,

weiß Wick, der früher selbst Betriebsrat war.
„Im gleichen Atemzug mit der Flexibilisie-
rung der Arbeitskonten sollte der Beschäfti-
gungssicherungstarifvertrag erwähnt wer-
den“, ergänzt der Gewerkschafter.

Der bereits 2000 verabschiedete Vertrag
beinhaltet, dass die Arbeitszeit pro Woche
um fünf Stunden gesenkt werden kann, mit
einer entsprechenden Reduzierung des Ent-
gelts. Voraussetzung dafür sei allerdings,
dass der Betrieb aufgrund von mangelnden
Aufträgen in einer wirtschaftlich schwieri-
gen Position ist und eine entsprechende
Betriebsvereinbarung zwischen Betriebsrat
und Arbeitgeber geschlossen werde. Im Ge-
genzug erhalten die Beschäftigten einen
erweiterten Kündigungsschutz. Das bedeu-
tet: Kündigungen werden frühestens mit
dem Ende der Betriebsvereinbarung wirk-
sam.

Für wegweisend halten die Metaller
auch den sogenannten Quali-Tarifvertrag
aus dem Jahr 2001. Er gewährleistet den
Mitgliedern, dass Vorgesetzte, Betriebsräte
und Beschäftigte Qualifizierungsmaßnah-
men vereinbaren, die sie während der Ar-
beitszeit besuchen können. „Vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels ein
wichtiger Meilenstein für die Mitglieder,
aber auch für die Unternehmen“, bilanziert
Wick. Als Tariferfolg wertet die IG Metall
auch den Pforzheimer Vertrag von 2004.
„Auf der Grundlage wurden auch mit Zuge-
ständnissen bei Entgelt und Arbeitszeiten
Hunderttausende Arbeitsplätze gesichert,
Milliarden an Investitionen in die Standorte
durchgesetzt“, erinnert Wick. Ein weiterer
Tariferfolg ist der 2003 abgeschlossene Ver-
trag über das Entgelt-Rahmenabkommen,
kurz ERA. Kern des komplexen Regelwerkes
ist die Gleichbehandlung von Arbeitern und
Angestellten. Michael Sudahl
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Mit knapp 420 000 Mitgliedern ist
der hiesige Bezirk der Industrie-
gewerkschaft Metall nicht nur eine

Größe in der heimischen Industrie. In Ba-
den-Württemberg nutzt die größte Einzel-
gewerkschaft des Deutschen Gewerkschafts-
bunds auch ihr Gewicht, um die industrie-
politische Entwicklung des Landes voranzu-
treiben. Dabei geht es der IG Metall in erster
Linie um die Sicherung des Produktions-
standorts. Dazu gehört auch, wichtige tech-
nologische Innovationen voranzutreiben.

In Zeiten von Globalisierung und Struk-
turwandel, Finanz- und Schuldenkrise, Ener-
giewende und Klimaschutz bringen sich die
IG Metall und ihr Bezirksleiter Jörg Hof-
mann deshalb mit eigenen Vorstellungen in
die gesellschaftliche Diskussion ein.

„Strategie Zukunft“ heißt ein Arbeits-
papier vom Juni 2010, in dem die IG Metall
im Land ihre Positionen für ein nachhalti-
ges Wachstum und mehr Verteilungsgerech-
tigkeit definiert. Beides sieht die Gewerk-
schaft als notwendig an, um das „Erfolgs-
modell Baden-Württemberg“ zukunftsfähig
zu machen und die Arbeitswelt von morgen
aktiv zu gestalten. Zur Landtagswahl im
vergangenen Jahr formulierte die IG-Metall-
Bezirksleitung „Bausteine einer ökologisch
und sozial nachhaltigen Zukunft“. Das lan-
despolitische Memorandum nennt Voll-
beschäftigung als übergeordnetes Ziel, das
sich durch industrielle Bestandssicherung
sowie Erschließung von Zukunftsfeldern
erreichen lässt. Im Jahr 2011 forcierte die

IG Metall im Land die bildungspolitischen
Aktivitäten. Mit Politik, Wirtschaft, Arbeits-
agenturen und Kommunen ging sie Bünd-
nisse und Allianzen ein, um die berufliche
Ausbildung zu stärken und den Fachkräfte-
nachwuchs vor allem in der mittelstän-
dischen Wirtschaft zu fördern. Ein Ziel ist
die Schaffung von jährlich 7600 Ausbil-
dungsplätzen im Land. Die IG Metall drängt
auf ein Gesetz zur bezahlten Bildungsfrei-
stellung, die vollständige Umsetzung des
Rechtsanspruchs auf Kita-Plätze sowie die
verstärkte duale Ausbildung bei den doppel-
ten Abi-Jahrgängen.

Zudem engagiert sich die Bezirksleitung
der IG Metall in Zukunftsfeldern wie der
Elektromobilität. Die hiesigen Arbeitneh-
mervertreter sind neben Industrie, Wissen-
schaft und Politik im Beirat der Nationalen
Plattform Elektromobilität (NPE) vertreten.
Das Beratungsgremium für die Bundesregie-
rung soll Deutschland bis 2020 zum Leit-
markt für E-Mobilität entwickeln.

Auf Basis der NPE-Empfehlungen könn-
ten bis in acht Jahren 30 000 neue Arbeits-
plätze in der Automobilindustrie entstehen.
Mit 180 Millionen Euro fördert der Bund
mehrere regionale Elektromobilität-Schau-
fenster. Das baden-württembergische Schau-
fenster konzentriert sich mit 120 Partnern
auf die Region Stuttgart und die Stadt
Karlsruhe. Bis Ende 2015 sollen dort mehr
als 3100 Elektrofahrzeuge fahren. Die IG
Metall Baden-Württemberg ist im Kernteam
der Region Stuttgart dabei. Zudem sind die

Arbeitnehmervertreter im Beirat der Landes-
agentur für Elektromobilität und Brennstoff-
zellentechnologie (E-Mobil BW) vertreten.
Auch beim Projekt „Elektromobilität und
Beschäftigung“ (ELAB) ist die IG Metall aktiv.
Mit Daimler und der Hans-Böckler-Stiftung
fördert sie eine ELAB-Studie zu den Wirkun-
gen alternativer Antriebskonzepte auf regio-
nale Wertschöpfungsketten und auf die

Beschäftigung. Die Ergebnisse sollen nun in
den nächsten Wochen vorgelegt werden.

Aktivitäten entfaltet die IG Metall
Baden-Württemberg auch im Zukunftsfeld
Leichtbau im Maschinenbau. Leichtbau gilt
als branchenübergreifendes Thema in Auto-
mobilindustrie, Maschinen- und Anlagen-
bau, das enorme Chancen und Herausforde-
rungen bietet. Detaillierte Aussagen soll

eine Studie der IG Metall liefern, die in den
nächsten Wochen veröffentlicht wird. Fra-
gen zur Mitarbeiterqualifikation und zum
Arbeits- und Gesundheitsschutz wurden be-
reits in mehreren Veranstaltungen themati-
siert. Die Gewerkschaft unterstützt darüber
hinaus die Einrichtung eines Zentrums für
den systemeffizienten hybriden Leichtbau
im Südwesten. Jürgen Lessat

Die IG Metall setzt auf Zukunftsfelder wie die Elektromobilität .  Foto: Obs/Tüv Süd AG

Die Warnstreiks der IG Metall laufen auf allen TV-Kanälen.  Foto: dpa

Wenn Produktionsbänder in deut-
schen Werkhallen wie in diesen
Wochen stillstehen, dann ist das

eine Topmeldung in den Nachrichten. Die
Warnstreiks in der Metall- und Elektroindus-
trie, mit denen Hunderttausende Gewerk-
schafter derzeit in der aktuellen Tarifrunde
Druck auf die Arbeitgeber machen, laufen
auf allen Kanälen. „Die IG Metall fordert 6,5
Prozent mehr Lohn und Gehalt“, vermelden
die Sender von der Warnstreikfront. Doch
damit ist nicht alles gesagt. Denn es dreht
sich in der Tarifrunde 2012 nicht nur ums
Geld.

„Sicher geht es den Beschäftigten in den
Betrieben um Entgeltfragen“, räumt Frank
Iwer von der IG-Metall-Bezirksleitung Ba-
den-Württemberg ein. Doch auf dem Ver-
handlungstisch liegen in diesem Jahr neben
Entgeltprozenten auch wichtige Beschäfti-
gungsthemen. Die größte Einzelgewerk-
schaft in Deutschland will im aktuellen
Tarifkonflikt auch die unbefristete Über-
nahme von Ausgebildeten und eine wirk-
same Mitbestimmung beim Einsatz von Leih-
arbeit im Betrieb durchsetzen. „Mehr und
fair“, das Mobilisierungsmotto der IG Me-
tall, steht dafür.

Die Verhandlungen selbst kommen jetzt
in eine entscheidende Phase. Nachdem die
ersten drei Runden ergebnislos blieben, ha-
ben die Tarifparteien in der vierten Verhand-
lung eine Expertenkommission eingesetzt,
die bis zum nächsten Verhandlungstermin
am 15. Mai (heute) Lösungsvorschläge für
die Themen „Übernahme der Ausgebilde-
ten“ und „Leiharbeit“ erarbeiten soll. Dann
werden die Weichen für den weiteren Ver-
lauf der Tarifrunde gestellt, heißt es bei der
IG Metall. „Kommen wir bei den qualita-
tiven Themen weiter, ist eine Lösung als
Gesamtpaket am Verhandlungstisch mög-
lich. Bleibt Südwestmetall weiterhin stur,
leiten wir die Urabstimmung ein“, sagt
IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann. Die
Gewerkschaft sieht Streik als legitim an, um

die Forderungen der Beschäftigten durchzu-
setzen. Dennoch sei es das letzte Mittel, die
Ultima Ratio. „Wir wollen und wir brauchen
keinen Arbeitskampf. Aber wir gehen ihm
auch nicht aus dem Weg, wenn die Arbeit-
geber so stur bleiben wie bisher und uns in
einen Arbeitskampf zwingen sollten“, sagt
Erich Klemm, der Gesamtbetriebsratsvorsit-
zende der Daimler AG.

Aus Gewerkschaftssicht ist es an der
Zeit, die zuletzt geübte Zurückhaltung am
Verhandlungstisch aufzugeben. „In diesen
Wochen legen die Unternehmen vergolde-
te Bilanzen vor, fahren Rekordgewinne ein
und schütten satte Dividenden an die Aktio-
näre aus. Während Beschäftigte auch durch
Entgeltverzicht in der Krise Unternehmen
und Arbeitsplätze sicherten, schlägt sich der
steile Aufschwung bisher nicht in ihrem
Geldbeutel nieder“, argumentiert die IG Me-
tall.

Produktivitätssteigerungen, Inflations-
ausgleich und Beteiligung der Arbeitneh-
mer an Rekordgewinnen berechtigten zur
kräftigen Lohn- und Gehaltserhöhung.
„Eine Entgelterhöhung von 6,5 Prozent für
die 800 000 Beschäftigten der Metall- und
Elektroindustrie in Baden-Württemberg
macht ein Volumen von 2,1 Milliarden Euro
brutto aus“, rechnet die IG Metall vor. Das
sei weniger als allein der Automobilherstel-
ler Daimler in diesem Jahr mit 2,3 Milliar-
den Euro an Dividende ausschüttet.

Fairer sollen künftig die Arbeitsverhält-
nisse geregelt werden. Damit kämpfen die
Arbeitnehmervertreter gegen einen aus ih-
rer Sicht unheilvollen Trend in den Betrie-
ben, wo immer häufiger Mitarbeiter auf Zeit
arbeiten. „Befristete Arbeitsverhältnisse sind
von der Ausnahme zur Regel geworden.
Eine Einstellung ohne Befristung hat heutzu-
tage Seltenheitswert“, heißt es aus der Stutt-
garter Gewerkschaftszentrale.

Besonders betroffen von dieser Entwick-
lung seien Jugendliche. „Im Land über-
nimmt nur einer von drei Betrieben seine
Azubis unbefristet“, kritisiert IG-Metall-
Mann Iwer. Die Arbeitgeber nutzen das
Instrument der „sachgrundlosen Befris-
tung“, um Probezeiten zu verlängern und
um Druck auf die Beschäftigten aufzu-

bauen. „Der Arbeitgeber entscheidet bislang
allein, wie Ausgebildete weiterbeschäftigt
werden“, bemängelt Iwer ein fehlendes Mit-
spracherecht des Betriebsrats. „Das passt
nicht ins 21. Jahrhundert“, betont Iwer. Eine
tarifliche Übernahmeregelung von Azubis
schaffe dagegen Klarheit und sorge für
Transparenz. „Wer seinen Abschluss macht,
wird unbefristet übernommen und kann
sich beweisen. Ausgestattet mit allen Rech-
ten und Pflichten wie die anderen unbefris-
teten Arbeitnehmer auch“, unterstreicht
Iwer.

Der Tarifexperte erklärt, es gehe darum,
die unbefristete Übernahme der Ausgebilde-
ten wieder zur Regel zu machen. In begrün-
deten Fällen sollen Ausnahmen möglich
sein. Bildet ein Betrieb über Bedarf aus, gibt
es generelle Beschäftigungsprobleme oder
liegen personenbedingte Gründe vor, soll
vom Grundsatz der unbefristeten Über-
nahme abgewichen werden können. Zudem
ist die Gewerkschaft auch mit konkreten
Forderungen zur Eindämmung von Werkver-
trägen und Leiharbeit in die Verhandlungen
gegangen. Derartige Beschäftigungsformen
sind auf dem Vormarsch, wie eine IG-Me-
tall-Umfrage unter 900 Betrieben in Baden-
Württemberg ergab. In einzelnen Unterneh-
men sei inzwischen jeder vierte Kollege als
extern Beschäftigter mit Werkausweis tätig.
Seit Jahren werden Leistungsbereiche ausge-
lagert, um sie anschließend über Werkver-
träge wieder einzukaufen. Laut IG Metall
werden vor allem Logistikfunktionen, In-
standhaltung und Service, Projektarbeiten
in Entwicklung oder IT und selbst Vormon-
tagen bevorzugt von „Fremdpersonal“ erle-
digt. Wer für Kernaufgaben des Unterneh-
mens wie Entwicklung und Produktion
Werkverträge einsetzt, gerate jedoch in Ge-
fahr, seine Kernkompetenz an Dritte abzuge-
ben. „Dies ist unverantwortlich, weil gerade
Technologie und Qualität heute über die
Wettbewerbsfähigkeit entscheiden“, warnt
die IG Metall.  Jürgen Lessat

5

Für eine nachhaltige Industriepolitik
D i e I G M e t a l l e n g a g i e r t s i c h i n B ü n d n i s s e n u n d B e i r ä t e n s o w i e m i t S t u d i e n

Mehr und fair
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ÜBERNAHME

WIEDER ALS REGEL

IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

ENTSCHEIDENDE

VERHANDLUNGSPHASE

Ein Land. Eine AOK. 
Eine gesunde Gemeinschaft.

Über 3,8 Millionen Menschen in Baden-Württemberg vertrauen der AOK. Denn 
wir haben für jeden das Richtige und sind genau dort, wo wir gebraucht 
werden: immer in der Nähe. So betreuen wir unsere Versicherten persönlich 
über 250 Mal vor Ort – und bieten ihnen die Leistungsstärke und Sicherheit 
 einer großen Gemeinschaft. Das ist unser Beitrag für das gesunde Leben 
in unserem Land. 

Überzeugen Sie sich selbst: www.mehr-aok.de

AOK Baden-Württemberg
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Baden-Württemberg ist das Zentrum
des deutschen Maschinen- und An-
lagenbaus, mit einem Umsatz von

65 Milliarden Euro im vergangenen Jahr
und einem Exportanteil von mehr als 60 Pro-
zent. Mehr als die Hälfte der deutschen
Hersteller von Werkzeugmaschinen und
Präzisionswerkzeugen sind in Baden-Würt-
temberg ansässig. „Die großen Stärken der
Branche sind die hoch qualifizierten Mitar-
beiter, eine mittelständische Unternehmens-
struktur und die enge Verzahnung von
Wissenschaft und Wirtschaft“, sagt Christa
Lang, Gewerkschaftssekretärin der IG Metall
Baden-Württemberg.

Laut dem Verband Deutscher Maschi-
nen- und Anlagenbau arbeiteten 2011 im
Jahresdurchschnitt in der Branche 285 000
Menschen – das entspricht 30 Prozent aller
in der Branche Beschäftigten und rund
einem Viertel der Industriebeschäftigten
Baden-Württembergs.

Von den 36 700 Ingenieuren im Maschi-
nen- und Fahrzeugbau, die im Jahr 2012
vom Statistischen Landesamt erfasst worden
sind, waren zwölf Prozent älter als 55 Jahre.
Diese werden in den nächsten zehn Jahren
voraussichtlich altersbedingt aus dem Er-
werbsleben ausscheiden.

Gut zwei Jahre, nachdem in der Branche
die Produktion durch die Wirtschaftskrise
um ein Viertel eingebrochen ist, steht der
Maschinen- und Anlagenbau im Südwesten
wieder erstaunlich gut da. „Dass die Bran-
che die Krise und den Aufschwung so erfolg-
reich bewältigen konnte, ist auch Verdienst
der IG Metall“, sagt Lang. Habe sich die
Gewerkschaft doch schon sehr früh vehe-
ment für den Erhalt der Arbeitsplätze einge-

setzt. Unter dem Motto „Stunden abbauen
statt Menschen“ habe die IG Metall die
Betriebsräte und Beschäftigten mit dem
Krisenmanagement nicht alleingelassen.
„Durch die strategische Leerung der Arbeits-
zeitkonten, den Abbau von Überstunden,
durch tarifliche und betriebliche Vereinba-
rungen sowie das Drängen, die unpopuläre
Kurzarbeit zu nutzen, konnten Massenent-
lassungen vermieden werden“, sagt Lang.
„Die Unternehmen haben gut daran getan,
ihre qualifizierte Belegschaft zu halten.
Denn nur so konnten die Firmen, als die
Auftragseingänge wieder rasch stiegen,
diese auch tatsächlich in einer adäquaten
Zeitspanne abarbeiten.“

Um auch künftig über gut qualifizierte
Fachkräfte verfügen zu können, braucht es
eine nachhaltige Personalentwicklung. „Be-
fristete Arbeitsverträge und Leiharbeit füh-
ren dagegen in die Sackgasse“, sagt Lang.
Vielmehr brauche es attraktive Arbeitszeit-
und betriebliche Stipendienmodelle, um
das in den Betrieben vorhandene Potenzial
für Aufstiegsqualifikationen – nach dem
Muster „Vom Meister zum Ingenieur“ –
auszuschöpfen.

Angesichts der hohen Innovationsfähig-
keit des baden-württembergischen Maschi-
nen- und Anlagenbaus ist Christa Lang
überzeugt, dass sich ihm im Hinblick auf
die Zukunftsthemen Energieeffizienz und
Umweltverträglichkeit sowie durch den tech-
nologischen Wandel im Fahrzeugbereich
große Chancen bieten: „Durch die Beteili-
gung der Beschäftigten an diesen Prozessen
als ,Innovationspromotoren‘ trägt das Wis-
sen der Mitarbeiter zur Wettbewerbsfähig-
keit des Standorts bei.“ mv

Die Automobilindustrie
steht durch die Elektro-
mobilität vor dem größ-
ten Wandel seit der Erfin-
dung des Automobils. Die
Gewerkschaften gestalten
den Übergang mit.
Foto: dapd

Die Automobilindustrie ist im Auf-
bruch: Im vergangenen Jahr verkauf-
ten deutsche Hersteller mehr Fahr-

zeuge als je zuvor. Die 400 000 bei baden-
württembergischen Herstellern und Zuliefe-
rern beschäftigten Menschen profitierten
unter anderem durch Zuschläge am Ende
des Jahres. Noch wichtiger: die Branche
schafft vermutlich mehr Arbeitsplätze, denn
das Auto von morgen erfordert andere,
neue Technologien. Einerseits fragen die
Kunden angesichts der extrem gestiegenen
Kraftstoffpreise nach Fahrzeugen mit gerin-
gerem Verbrauch. Andererseits greifen ge-
setzliche Vorgaben: Die Fahrzeugflotte der
Hersteller muss bis 2020 unter 95 Gramm
CO2-Ausstoß pro Kilometer liegen. Die For-
schungs- und Entwicklungsabteilungen be-
schäftigen sich deshalb vor allem mit zwei
Themen: E-Mobilität und Gewichtsreduzie-
rung.

Beim Abspecken geht es primär um die
Karosserie. Bei einem durchschnittlichen
Pkw macht sie 40 Prozent des Gesamt-
gewichtes aus. Alle Hersteller suchen nach
Lösungen, doch die Wege sind sehr unter-
schiedlich. „Fragen Sie zehn, und Sie erhal-
ten 15 unterschiedliche Antworten“, be-
schreibt Martin Sambeth die gegenwärtige
Situation. Der Gewerkschafter sitzt mit 35
Auto- und Maschinenbauern, Textilherstel-
lern, Verbänden und Forschungsinstituten
im Verein Leichtbau-Zentrum Baden-Würt-
temberg. Diese Zukunftsaufgabe soll bei
aller Konkurrenz in einem gemeinsamen
Technologie- und Transferzentrum behan-
delt werden. Denn was so leicht klingt, hat
massive Auswirkungen: Wie greifen Maschi-
nen in der Produktion die Leichtbauteile,
ohne beispielsweise die Struktur von Kohle-

oder Glasfaserteilen zu zerstören? Welche
gesundheitlichen Absicherungen sind ange-
sichts der Faserstoffe notwendig? Wie wer-
den die Kunststoffe, die nach einem Unfall
gegenwärtig ausgetauscht werden, wieder
recycelt? Können Feuerwehr oder THW im
Notfall diese Teile noch durchtrennen, um
Verletzte zu bergen? Momentan werde
Leichtbau noch in keiner Massenproduktion
eingesetzt, sagt Sambeth, Ausnahme sei
Aluminium. Die anderen Materialien und
Produktionsabläufe seien für das Massen-
geschäft noch zu teuer. Aber das Thema, das
bisher vor allem von der Luft- und Raum-
fahrttechnik besetzt ist, hat die Automobil-
industrie und den Maschinenbau erreicht.

Eine gemeinsame Zielvorstellung wird
es aber wohl nie geben, denn Leichtbau
umfasst sowohl unterschiedliche Materia-
lien wie Legierungen, Faserstoffe, Stahlstruk-
turen und selbst Holzwerkstoffe als auch
unterschiedliche Teile des Fahrzeugs: Neben
der Karosserie können auch Achsen und
Motoren „erleichtert“ werden. So kann auch
noch niemand sagen, wie die neuen Techno-
logien die Arbeitsplätze verändern werden.
„Uns ist wichtig, dass die fachlichen Anfor-
derungen sich nicht zu betriebsspezifisch
entwickeln“, sagt Sambeth, sonst könnten
die Beschäftigten künftig kaum den Arbeit-
geber oder die Branche wechseln. Deshalb
wurden mit Unterstützung der IG Metall
unter dem Dach der Landesagentur für
Elektromobilität und Brennstoffzellentech-
nologie (E-Mobil BW) Weiterbildungen und
Kurse entwickelt sowie über die Transforma-
tion des Wissens aus der Forschung in die
Fabrik nachgedacht.

Ganz ähnlich sieht es beim Thema E-Mo-
bilität aus. Die Zulassung von E-Autos stieg

im vergangenen Jahr zwar um ansehnliche
14 Prozent, aber ganze 399 E-Autos in
Baden-Württemberg spielen zumindest auf
der Straße noch eine bescheidende
Zukunftsmusik.

Doch gerade weil der elektrische An-
trieb von der Produktion bis zur Reparatur
grundlegende Veränderungen bedeutet,
erwartet Frank Iwer von der Stuttgarter
Bezirksleitung der IG Metall eher positive
Effekte, denn traditioneller Antrieb, Hybrid
und E-Autos werden über lange Zeit parallel
produziert und kontinuierlich verbessert
werden. Längst laufen Projekte, die Herstel-
ler und Forschungsinstitute gemeinsam vo-
rantreiben, wie sich beispielsweise der Elek-
troantrieb auf den gesamten Antriebsstrang
auswirken wird. Denn bestimmte Teile wie
das Getriebe werden entfallen, während
neue Komponenten hinzukommen: die elek-
trische Maschine, Leistungselektronik und
Traktionsbatterie. Spezialisierte Zulieferer
des Verbrennungsmotors werden sich des-
halb extrem umstellen müssen. Allerdings
haben Betriebsräte von Herstellern den Ver-
dacht, dass viele Arbeitsplätze in der Pro-
duktionskette nicht mehr gebraucht oder
nach Asien abwandern werden.

Anfang Juli wird Mercedes zusammen
mit drei Forschungsinstituten die ELAB-Stu-
die vorstellen, in der es um die Auswirkung
der Elektrifizierung des Antriebsstranges
auf Beschäftigung und Standortumgebung
geht. Momentan ist E-Mobil-Geschäftsfüh-
rer Franz Loogen allerdings optimistisch:
„Der relativ hohe Wertanteil der neuen
Komponenten, aber auch der hohe Automa-
tisierungsgrad in der Herstellung bieten
generell gute Voraussetzungen für eine
regionale Herstellung.“  Jens Gieseler Die IG Metall will die Chancen für Aufstiegsqualifikationen steigern. Foto: Mierendorf
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Beschäftigte als
Innovationsträger
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Die Autoindustrie im Wandel
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VOM MEISTER

ZUM INGENIEUR

IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

ARBEITSPLÄTZE

BLIEBEN ERHALTEN

� www.boeckler.de/stipendium

Mit 2600 Stipendiatinnen und Stipendiaten ist die 

Hans-Böckler-Stiftung des DGB das zweitgrößte 

Studienförderwerk Deutschlands. Wir setzen uns ein für 

Chancengleicheit und gegen Bildungsbenachteiligung.

Die von uns geförderten Studierenden …

… kommen zu 62 % aus Nicht-Akademikerfamilien.

… verfügen zu 55 % über

Berufserfahrung vor dem Studium.

… sind zu 54 % Frauen. 

… haben zu 23 % einen Migrationshintergrund.

Böckler-Stipendien

Die etwas andere
Studienförderung

Einen Migrationshintergrund hatten:

Quelle: DSW/HIS:

19. Sozialerhebung, 2010; 

Hans-Böckler-Stiftung

... der in der Böckler-Aktion Bildung Geförderten

48 %

... der Böckler-Geförderten

23 %

11 %

... aller Studierenden

   Der ACE ist 
kein Autoclub wie 
jeder Andere: 
Er ist Marktführer 
im Preis-Leistungs-
verhältnis. 

Er ist TÜV-zertifiziert, als bislang 
einziger Autoclub in Deutschland. 
Außerdem tritt der ACE für intelligente 
Verkehrskonzepte ein. Das gefällt mir. 
Mobilität beginnt im Kopf. 

Gute Fahrt. Wir sind dabei.

www.ace-online.de

ACE – Autoclub der Gewerkschaften im DGB.

Info-Service: 
0711 530 34 35 36
www.ace-online.de

 ACE Auto Club Europa e.V.  
Schmidener Straße 227
70374 Stuttgart

Unsere Ingenieure  
erfinden Watt ihr Volt. 

 Als Er�nder des Automobils standen wir schon immer etwas unter Strom. Die Geschichte des Auto-

mobils begann in Baden-Württemberg und wird auch hier fortgesetzt. Seitdem Carl Benz 1885 und Gottlieb 

Daimler im folgenden Jahr die ersten motor getriebenen Automobile entwickelt haben, ist die Welt kleiner und 

unsere Region größer geworden – viel größer. Heute ist Baden-Württemberg das Autoland Nummer 1. Wir sagen 

das in aller Be schei den heit, denn wir ruhen uns nicht auf den Erfolgen der Vergangenheit aus. Unser Antrieb 

ist der Motor für eine ressourcenschonende elektromobile Zukunft – und dazu muss man eben ein wenig unter 

Strom stehen. Am besten, Sie steigen schnell bei uns ein: auf www.bw-invest.de und www.e-mobilbw.de

Infoservice für Ihre Werbung.

www.stzw.de
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Man muss etwas Grund-
legendes am Bildungs-

system ändern, wenn man
mehr Fachkräfte gewinnen
will , sagt die IG Metall .

Und man muss mehr quali-
fizieren und fortbilden.

Foto: ars

Dienstag, 15. Mai 2012

Zwei Megatrends werden die deutsche
Wirtschaft und Gesellschaft in den
nächsten Jahren verändern. Das eine

ist der Trend zur Nachhaltigkeit, das andere
der demografische Wandel. Die Deutschen
werden immer älter, während immer weni-
ger Kinder geboren werden. Dies hat gravie-
rende Konsequenzen für die Wirtschaft, die
qualifiziertes Personal benötigt, aber auch
für die Sozialkassen und damit für die
Gesellschaft. Wenn es den deutschen Unter-
nehmen nicht gelingt, den Fachkräftenach-
wuchs zu sichern, werden sie dadurch über
kurz oder lang wirtschaftliche Nachteile
erleiden, weil sie nicht die notwendigen
personellen Ressourcen haben, um Aufträge
zu erledigen und wichtige Innovationen
voranzutreiben. Folge: die deutsche Wirt-
schaft, insbesondere die exportstarke Me-
tall- und Elektrobranche im Südwesten,
könnte an Wettbewerbsfähigkeit einbüßen.

Auch die Gewerkschaften sehen sich
hier in der Pflicht. „Als IG Metall beschäfti-
gen wir uns intensiv mit dem demografi-
schen Wandel und dem Fachkräftenach-
wuchs“, so Martin Sambeth, Gewerkschafts-
sekretär bei der IG Metall Baden-Württem-
berg. „Dennoch sind wir mit dem Begriff
Fachkräftemangel etwas vorsichtig. Es gibt
in der Metall- und Elektroindustrie in einzel-
nen Bereichen wie zum Beispiel bei Inge-
nieuren für Elektrochemie reale Engpässe.
Auch in manchen Regionen gibt es verein-
zelt Probleme, Fachkräfte zu finden. In ande-
ren Bereichen kann man allerdings noch
nicht von einem Fachkräftemangel spre-
chen.“ Unstrittig sei jedoch, dass sich die
Bevölkerungspyramide verschiebe und sich
das Problem des Fachkräftemangels in der
Metall- und Elektroindustrie von Baden-
Württemberg verschärfen könnte.

Wie reagiert die IG Metall darauf? „Wir
leben in einer Wissensgesellschaft, in der
lebenslanges Lernen wichtig ist. Als Gewerk-
schaft sind wir überzeugt davon, dass attrak-

tive und tariflich abgesicherte Vergütungs-
strukturen dem Fachkräftemangel entgegen-
wirken. Das ist ein wichtiger Punkt, aber
nicht der einzige. Extrem wichtig ist die
Qualifizierung innerhalb der Betriebe, und
zwar über alle Altersgruppen und Qualifika-
tionsstrukturen hinweg“, erläutert Martin
Sambeth.

Die IG Metall habe diesem Zusammen-
hang bereits 2001 Rechnung getragen,
indem sie einen Qualifizierungstarifvertrag
für die Beschäftigten der Metall- und Elek-
troindustrie in Baden-Württemberg durch-
gesetzt hat. Dabei ist es der Gewerkschaft
gelungen, sowohl Regelungen zur betriebli-
chen Weiterbildung, beispielsweise zur Er-
mittlung des Qualifizierungsbedarfs aller
Beschäftigten, wie auch zur persönlichen
Weiterbildung zu vereinbaren. „Es gibt in
den Betrieben viele An- und Ungelernte, die
man fortbilden kann. Hier schlummert ein
großes Potenzial, wenn die Unternehmen
mitziehen und ihre Mitarbeiter qualifizie-
ren und fortbilden“, sagt der Gewerkschafts-
sekretär. Der sich abzeichnende Fachkräfte-
mangel sei zum Teil auch hausgemacht. „Es
überrascht immer wieder, dass nur die
Hälfte der ausbildungsberechtigten Be-
triebe ausbildet. Nur wer als Unternehmen
ausbildet, tut etwas gegen den Fachkräfte-
mangel. Wer nicht oder zu wenig ausbildet,
soll auch nicht jammern“, so Sambeth. Wich-
tig sei in diesem Zusammenhang die Über-
nahme aller ausgebildeten Jugendlichen.

„Das ist eine unserer zentralen Forderun-
gen in den laufenden Tarifverhandlungen.
Alle Jugendlichen, die ihre Ausbildung abge-
schlossen haben, sollen unbefristet über-
nommen werden. Das ist nicht nur in unse-
rem Interesse, sondern auch im Interesse
der Unternehmen. Mit der vorherrschenden
Praxis, dass Auszubildende anfänglich nur
befristet übernommen werden, sollte vor
dem Hintergrund eines hohen Fachkräftebe-
darfs Schluss gemacht werden“, fordert Sam-
beth. Das Agieren auf betrieblicher Ebene
reiche jedoch allein nicht aus, um den
demografischen Wandel zu bewältigen. Die
Gewerkschaften, so Sambeth, mischten sich
auch in den gesellschaftspolitischen Diskurs

ein, um etwas zu verändern. „Wir müssen
etwas Grundlegendes in unserem Bildungs-
system ändern, wenn wir mehr Fachkräfte

gewinnen wollen“, fordert Sambeth. Kon-
kret geht es um zwei Punkte: Im baden-würt-
tembergischen Schulsystem gebe es weiter-
hin keine Chancengleichheit unter Kindern.

„Der soziale Status der Eltern entschei-
det noch immer viel zu oft, ob ein Kind das
Gymnasium oder die Hauptschule besucht.“
Deshalb sieht der Gewerkschaftssekretär in
der Gemeinschaftsschule einen richtigen

Ansatz, der ermöglicht, dass Kinder länger
gemeinsam lernen. Die individuelle Förde-
rung der Schüler sollte bei der Gemein-
schaftsschule im Vordergrund stehen. Zwei-
tens: das vorhandene Netz an Kindergärten
und Kindertagesstätten sollte weiter ausge-
baut werden, um die frühkindliche Bildung
zu fördern. „Kinder, die schon früh mit
anderen Kindern aufwachsen, entwickeln
sich anders. Und Kinder mit Migrationshin-
tergrund lernen frühzeitig Deutsch, was für
den späteren Schulerfolg und die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt sehr wichtig ist“,
so Sambeth. Darüber hinaus ist eine gute
Infrastruktur im Bereich der Kinderbetreu-
ung Voraussetzung dafür, dass Frauen ih-
rem Wunsch nach Erwerbstätigkeit nach-

kommen können. Im Zusammenhang mit
dem demografischen Wandel beschäftigt
sich die Gewerkschaft auch mit der Frage
der Zuwanderung. Ein Allheilmittel sieht
die IG Metall darin allerdings nicht. „Die
Zuwanderung löst nicht alle Probleme, die
durch den demografischen Wandel entste-
hen. Uns kommt es vorrangig darauf an, die
Potenziale zu aktivieren, die wir in den
Betrieben haben, und die Menschen zu
integrieren, die bereits hier leben. Deshalb
legen wir in der Tarifpolitik einen Schwer-
punkt auf die Qualifizierung und Fortbil-
dung.“ Gleichwohl fehle in Deutschland
eine Willkommenskultur, wie sie in anderen
Ländern existiere. Zuwanderung gelte viel
zu selten als Bereicherung. as

Die Zeitarbeit ist nach wie vor ein
rotes Tuch für die IG Metall: „Wir
verwenden grundsätzlich den Begriff

der Leiharbeit, da er aus unserer Sicht die
sachlich richtige Bezeichnung ist“, sagt Kai
Bliesener, Sprecher der Bezirksleitung der
IG Metall Baden-Württemberg. Denn „Zeit-
arbeit“ klinge verharmlosend. „Schließlich
werden die betroffenen Beschäftigten, die
oft nur einen befristeten Vertrag haben, von
ihrem Arbeitgeber – für ebenfalls befristete
Einsätze – an andere Unternehmen ausge-
liehen.“

Egal, ob Zeit- oder Leiharbeit – diese
Form der Beschäftigung hat in den vergan-
genen Jahren an Bedeutung gewonnen:
Ende Februar 2012 verdienten laut dem
Bundesarbeitgeberverband der Personal-
dienstleister – dem größten Arbeitgeberver-
band der Zeitarbeitsbranche – 835 000 Men-
schen so ihr täglich Brot. Das entspricht
etwa drei Prozent der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Deutschland.

Auch in Baden-Württemberg ist die Zahl
der Leiharbeitskräfte in den Jahren vor der
Finanz- und Wirtschaftskrise deutlich gestie-
gen, 2008 gab es im Südwesten etwa 80 000.
Im Frühjahr 2009, kurz nach Ausbruch der
Krise, hatte sich die Zahl dann fast halbiert.
Nach dem Ende der Krise zog die Zahl der
Leiharbeitskräfte wieder sprunghaft an, der-
zeit liegt sie bei knapp 100 000.

Die IG Metall schätzt, dass zwischen
einem Drittel und der Hälfte aller baden-
württembergischen Leiharbeitskräfte in der
hiesigen Metall- und Elektroindustrie einge-
setzt werden. „Leiharbeit ist längst kein
Phänomen mehr, das nur bei Geringqualifi-
zierten zum Tragen kommt“, sagt Bliesener.
„Auch viele Ingenieurfirmen setzen ver-
stärkt auf Leiharbeitskräfte.“

Dabei sei Zeitarbeit einst als Instrument
gedacht gewesen, um Auftragsspitzen abzu-
fangen oder als Vertretungslösung, wenn
zum Beispiel der oder die Beschäftigte in
Elternzeit geht. „Für diese Zwecke hält die
IG Metall Leiharbeit auch für legitim“, so
Bliesener. „Doch wenn sich angebliche Auf-
tragsspitzen über Jahre hinziehen, sind das
eben keine Auftragsspitzen mehr.“ Und die
Idee der Leiharbeit sei auch nicht so ge-
dacht gewesen, dass Stammkräfte durch
Leiharbeitskräfte ersetzt würden, „was nach-
weislich in vielen Betrieben stattfindet“. In
solchen Fällen verrichten laut Bliesener
wechselnde Leiharbeiter immer dieselben
Tätigkeiten, um so „die täuschende Legiti-
mation für den Einsatz von Leiharbeitskräf-
ten“ aufrechterhalten zu können.

„Im Übrigen verdienen Leiharbeitskräfte
bis zu 60 Prozent weniger als die Stamm-
belegschaft – auch wenn beide Beschäftig-
tengruppen oftmals im selben Unterneh-
men die gleichen Tätigkeiten ausüben“, kriti-

siert Bliesener. „Es gibt inzwischen Unter-
nehmen mit einem Leiharbeitsanteil von
mehr als 40 Prozent.“ In solchen Fällen
diene Leiharbeit ausschließlich der Gewinn-
maximierung und der Risikominimierung
der Arbeitgeber. „Leiharbeit wird als Sach-
kosten abgerechnet“, sagt Bliesener. „Da
sich die Menschen aber vielfach über ihre
Arbeit definieren, ist es schlicht erniedri-
gend zu erfahren, dass man als reiner Sach-
kostentitel geführt wird.“

Dieses Sachkostendenken treibt weitere
Blüten: laut der IG Metall gibt es Betriebe,
die Leiharbeitskräfte einsetzen, diese aber
zum Beispiel nicht in der Kantine essen
lassen, da sie ja nicht Beschäftigte des
Unternehmens sind. Mit derselben Begrün-
dung dürfen Leiharbeitskräfte in manchen

Betrieben auch nicht die dortigen Umkleide-
räume nutzen.

„Wir haben seit November 2011 rund
150 betriebliche Vereinbarungen im Süd-
westen geschlossen, die den Einsatz von
Leiharbeit ausschließen, regeln, begrenzen
oder quotieren“, sagt Bliesener. „Und wo
der Einsatz nicht verhindert werden kann,
sorgen die Regelungen immerhin für eine
bessere Bezahlung der Leiharbeitskräfte.“ In
der derzeitigen Tarifrunde fordert die IG
Metall zudem vom Arbeitgeberverband
Südwestmetall mehr Mitbestimmungs-
rechte der Betriebsräte beim Einsatz von
Leiharbeit. „Damit die vielen betrieblichen
Regelungen auch den passenden tariflichen
Mantel bekommen und diesem Wildwuchs
endlich Grenzen gesetzt werden“, so Bliese-
ner. Parallel laufen Verhandlungen zwi-
schen der Gewerkschaft und den Arbeit-
geberverbänden der Zeitarbeitsbranche mit
dem Ziel, höhere Entgelte für Leiharbeiter
zu vereinbaren. mv

TEILS SIND KANTINE UND

UMKLEIDERÄUME TABU
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Steigender Bedarf an Fachkräften
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Dem Wildwuchs Grenzen setzen
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IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

Ihr Partner in Sachen Personaltransfer

Wir sind Gründungsmitglied im

Bundesverband der Träger im

Beschäftigtentransfer (BVBT) e.V.

weitblick – personalpartner GmbH ist ein Unternehmen des Berufsbildungswerk – Gemeinnützige Bildungseinrichtung des DGB GmbH (bfw)

– wir bauen Brücken zu neuer Beschäftigung

– wir beraten bei Transfersozialplänen, Transfergesellschaften und Outplacement

– wir begleiten bei beruflicher Neuorientierung

– wir führen Arbeitsmarktpartner zusammen

– wir setzen Transferprojekte erfolgreich um

weitere Informationen unter: www.weitblick-personalpartner.de

Menschen gute Perspektiven geben

Transfermodelle | Arbeitsmarktprojekte | Qualifizierung | Vermittlung | Beratung 
www.stzw.de

Der neue Infoservice für Ihre Werbung.



Flexible Arbeitszeitmodelle und Kurz-
arbeit haben in der Wirtschafts- und
Finanzkrise Hunderttausende Arbeits-

plätze gerettet. Beschäftigte konnten ihre
bei guter Lage angesammelten Stunden in
dieser ungewissen Zeit abbauen. In wirt-
schaftlich guten Zeiten wie jetzt arbeiten
die Metaller in den Betrieben durch-
schnittlich bis zu 40 Stunden in der Woche,
keine 35.

Dahinter steckt mitunter der Wunsch,
das eigene Flexi-Konto wieder aufzustocken.
„Es gibt aber auch Chefs, die Druck auf ihre
Mitarbeiter ausüben, länger zu arbeiten,
damit die Aufträge noch rausgehen“, klagt
Gerhard Wick von der IG-Metall-Bezirkslei-
tung Baden-Württemberg. Statt mehr Perso-
nal einzustellen und damit die Arbeit auf
mehr Schultern zu verteilen, verdichtet sich
die Arbeit für die, die da sind. Der Tarifsekre-
tär der IG Metall hört immer mehr Klagen
von Metallern, dass sie kaum noch zum
Luftholen kommen und ihr Privatleben
darunter leidet.

Problematisch wird es vor allem dann,
wenn die tatsächlich geleistete Arbeitszeit
unbezahlt verfällt. So fand eine im Auftrag
der Hans-Böckler-Stiftung im Bezirk Baden-
Württemberg erstellte Umfrage heraus, dass
in der Mehrzahl der Betriebe Arbeitszeiten
verfallen. Zum Beispiel dann, wenn sie nicht
korrekt erfasst werden. „Die Leute stempeln
zwar aus, nehmen dann aber die Arbeit mit
nach Hause“, führt Wick beispielhaft an.
Das Arbeitszeitgesetz erlaube jedoch maxi-
mal einen Zehnstundentag als Ausnahme.
Im Durchschnitt aber sollte die tägliche
Arbeitszeit in einem Zeitraum von sechs
Monaten nicht mehr als acht Stunden betra-
gen.

Doch auch veraltete Betriebsvereinbarun-
gen sind oft ein Grund, dass geleistete
Arbeit nicht honoriert wird. Beispiel Gleit-
zeit. Hier wird oft eine Bandbreite rund um
die tarifliche Arbeitszeit vereinbart, die es
ermöglicht, diese zu über- oder unterschrei-
ten. „Unsere Tarifverträge sehen aber eine
Kappung der Stunden nicht vor, und damit
darf es auch keinen Arbeitszeitverfall
geben“, betont Wick.

Die IG Metall formuliert tarifvertraglich
geregelte Alternativen: Statt geleistete Ar-
beitszeit einfach zu streichen, wäre es bei-
spielsweise denkbar, diese Zeit in ein soge-
nanntes Langzeitkonto zu verschieben.
Noch gibt es in Baden-Württemberg wenige
Betriebe, die dies anbieten. Auf einem sol-
chen Konto können Beschäftigte pro Jahr
eine bestimmte Anzahl an Stunden verbu-
chen und sie dann ausschließlich auf eige-
nen Wunsch in bestimmten Situationen
abbauen. Im Gegensatz zu den meisten
Langzeitkonten sind Gleitzeitkonten oder
andere Flexi-Konten oft nicht gegen Unter-
nehmenspleiten gesichert. „Auch deshalb
müssen wir an die alten Betriebsverein-
barungen ran“, betont Wick. „Die Zeit-
souveränität der Beschäftigten muss deut-
lich zunehmen.“ Annett Boblenz

Laut Experten ist infolge der Wirtschaftskrise in 40 Prozent der Betriebe der Metall- und Elektroindustrie die Arbeitsintensität gestiegen. Foto: dpa
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Im Auto Telefonate führen, beim Famili-
entreffen die neuesten E-Mails des Chefs
bearbeiten, den Urlaub für eine wichtige

Konferenz verschieben. Flexibilisierung der
Arbeitszeiten und ständige Erreichbarkeit
setzen Beschäftigte unter Druck. Die Folge:
Fehltage wegen psychischer Störungen wer-
den immer häufiger.

Zum rasanten Tempo in der Arbeitswelt
kommt, dass viele Firmen nach der Rezes-
sion direkt wieder durchgestartet sind. Die
Rückkehr zur Normalität bei Arbeitszeit-
gestaltung und -intensität haben viele
Unternehmen verpasst. Deren Gewinne stei-
gen, da sie von straffen Strukturen und der
Mehrarbeit ihrer Mitarbeiter profitieren. Da-
raus resultiert ein hohes Krankheitsaufkom-
men und immer stärker werdender negati-
ver Stress. 2001 gab es deutschlandweit 33,6
Millionen Fehltage wegen psychischer Stö-
rungen, wie das Bundesarbeitsministerium
jüngst vermeldete, 2010 waren es 53,5 Mil-
lionen. Ihr Anteil an allen Fehltagen stieg
um sechs Prozentpunkte auf 13 Prozent.

„Die Betriebe bemerken schlechte Ar-
beitsbedingungen erst, wenn sie einen
hohen Krankenstand haben“, sagt Monika
Lersmacher, die bei der IG Metall Baden-
Württemberg für den Themenkomplex
Arbeits- und Gesundheitsschutz zuständig
ist. Die Gewerkschaft unterstützt Unterneh-
men bei einer ganzheitlichen Gefährdungs-
beurteilung mit einem speziell entwickelten
Analyseinstrument.

Auf weitere Gründe für Psychostress
weist die Initiative „Tatort Betrieb“ der Me-
tallgewerkschaft im Land hin: höhere Eigen-
verantwortung, berufliche Unsicherheit und
die Vermischung von Beruf und Privatleben.
Weiterhin registriert die IG Metall einen
Anstieg der Schicht- und Nachtarbeit sowie
eine zunehmende Leistungsverdichtung.
„Immer mehr Menschen müssen in immer
kürzerer Zeit immer mehr schaffen. Gerade
die atypische Arbeitszeit in Nachtschicht
oder an Wochenenden führt zu besonderer
Belastung“, weiß Lersmacher.

Kritisch sieht diese Entwicklungen Di-
plom-Soziologe Michael Ertel von der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin. Nach seinen Erhebungen hat in-
folge der Finanz- und Wirtschaftskrise in
40 Prozent der Betriebe der Metall- und
Elektroindustrie die Arbeitsintensität zuge-
nommen. Ertel betont die negativen Auswir-
kungen auf die Gesundheit der Beschäftig-
ten: So steige bei regelmäßigen Überstun-
den und einer Arbeitszeit bis elf Stunden
täglich das Risiko für einen Herzinfarkt um
60 Prozent. Auch ein Projekt vom Institut
für Psychologie der Uni Bremen sieht
Handlungsbedarf: Mitarbeiter würden häu-
fig von den Leistungs- und Arbeitsbedingun-

gen erdrückt. Die Folgen seien Stress,
Rückenschmerzen und die Zunahme von
Arbeitsunfällen. Verstärkt falle dies in Betrie-
ben auf, die umstrukturiert werden.

Auch Bela Roth von der Coachingakade-
mie Roots & Wings + Friends empfiehlt,
Umstrukturierungen nicht ohne Einbezie-
hung der Mitarbeiter durchzuführen. Ohne
Sinnhaftigkeit oder Visionen erhöhe sich der
Krankenstand und verschlechtere sich das
Arbeitsklima. Anschließend sinke die Pro-
duktivität, so die Trainerin und Supervisorin,
die seit über 20 Jahren gestresste Mitarbeiter
coacht. „Knowhow haben wir in Deutsch-
land genug, das Knowwhy fehlt vielen“, sagt
die Münchnerin. Ein Angestellter, der drei
Monate wegen Burn-out ausfällt, könne den
Chef bis zu eine Million Euro kosten. Dabei
summieren sich Personalkosten für die
Krankheitsvertretung mit Umsatzausfällen
und abspringenden Kunden. „Nach meiner
Erfahrung sollten Geschäftsführer unbe-
dingt präventiv tätig werden“, rät Roth.
„Unabdingbar sind der Aufbau einer gesun-
den Führungskultur und ein regelmäßiger
fachkundiger Blick von außen.“

„Wenn ein Aufzugsmonteur nicht regel-
mäßig zur Toilette gehen kann, weil er in
Privathäusern Reparaturen ausführt, ist das
purer Stress. Die Arbeiter trinken weniger,
das kann ungesund werden“, berichtet Mo-
nika Lersmacher aus der Praxis. Hier bedarf
es einer Umstellung der Arbeitspläne.

Seit 15 Jahren beschäftigt sich der „Tat-

ort Betrieb“ der IG Metall, mit Stress am
Arbeitsplatz: „Schon 1998 sprachen 98 Pro-
zent der Betriebsräte von steigender Belas-
tung, und heute klafft die Schere zwischen
vertraglicher und tatsächlicher Arbeitszeit
enorm auseinander.“ Mit Betriebsrat, Ar-
beitssicherheitsbeauftragten und Werkarzt
sitzt die Gewerkschaft deshalb an einem
Tisch, um psychische Fehlbelastung in den
Betrieben aufzudecken und systematisch
abzuschaffen.

„Einerseits beschweren sich Arbeitneh-
mer oft über steigenden Druck, eine Ände-
rung ihrer Arbeitsabläufe nehmen sie dann
jedoch als Einschränkung ihrer Individualität
wahr.“ So bedarf es bei Gesprächen immer
des Fingerspitzengefühls und gut ausgebilde-
ter Kräfte. Hierfür bietet die IG Metall neben
vielen Seminaren auch jährlich mindestens
acht Fachtagungen zum Thema Gesundheits-
schutz für Betriebsräte und Werkärzte an, die
immer von mehreren Hundert Teilnehmern
besucht werden. Etwas Positives vermeldet
der jährlich erhobene Index „Gute Arbeit“
des Deutschen Gewerkschaftsbundes: Beschäf-
tigte mit Tarifverträgen haben bessere
Arbeitsbedingungen, und in Betrieben mit
Belegschaftsvertretungen ist die Arbeitsquali-
tät höher.  Leila Haidar
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Zu viele
verfallen
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Arbeit ohne Ende
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GESUNDHEITSSCHUTZ

ALS WICHTIGES THEMA

IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

STEIGENDE

ARBEITSINTENSITÄT

Karl-Kloss-Jugendbildungsstätte e.V.

Am Sportpark 2

70469 Stuttgart

Tel: 0711 25 85 499 10

Fax 0711 25 85 499 20

www.kkj-stuttgart.de
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www.apm.ag

Kleyerstraße 3 . 64295 Darmstadt . T +49 (0) 61 51/86 01-0 . F +49 (0) 61 51/86 01-100 . info@apm.ag
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Eindruck oder zielgruppenspezifischem Versand, wir liefern Ihre Produkte termingerecht auf höchstem
Qualitätsniveau. Zu Ihnen oder Ihren Kunden, auch im Einzelversand.  

Schnell, unkompliziert und zuverlässig.

www.speer-rogal.de

social marketing    
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Vorteile als  
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Geht doch! – heißt es bei der Abtei-
lung Jugend der IG Metall Baden-
Württemberg. Denn einmal mehr be-

stätigt sich, was die IG Metall schon immer
sagt: eine hohe Zahl von Ausbildungsplät-
zen ist mit einer unbefristeten Jobzusage
nach der Lehre vereinbar. Ein Beispiel dafür
ist das Hauptwerk von Bosch in Stuttgart.
Seit zwei Jahren bekommen dort grundsätz-
lich alle jungen Menschen nach der Ausbil-
dung einen regulären Arbeitsvertrag. Ohne
Befristung. Dasselbe gilt für die Stahlindus-
trie. Grundlage ist jeweils ein Tarifvertrag.

Dieses Recht will die Gewerkschaft in
der aktuellen Tarifrunde für alle Azubis in
der baden-württembergischen Metall- und
Elektroindustrie durchsetzen. Doch bislang
haben die Arbeitgeber das Thema zum Tabu
erklärt. Mit einer unbefristeten Übernahme
„wäre nichts gewonnen, sondern viel verlo-
ren“, heißt es in einer Broschüre von Süd-
westmetall. Denn ein solcher Schritt „würde
viele Betriebe davon abhalten, weiter über
Bedarf auszubilden – und damit ausgerech-
net die Chancen schwächerer Schulabgän-
ger drastisch verschlechtern“.

Lea Marquardt bewertet diese Ankündi-
gung als Säbelgerassel. „Solche Drohgebär-
den kennen wir aus der Vergangenheit“,
sagt die Bezirksjugendsekretärin der IG
Metall Baden-Württemberg. „Dasselbe Ge-
schrei haben wir schon gehört, als es bei
den Tarifverhandlungen 1994 um die sechs-
monatige und 2001 um die zwölfmonatige
Übernahmepflicht nach der Ausbildung
ging.“ In beiden Fällen setzte die Gewerk-
schaft ihre Forderung durch – „ohne dass es
zu einem Abbau von Ausbildungsplätzen
gekommen ist“.

Auch jetzt rechnet Marquardt nicht da-
mit, dass die Arbeitgeber ihren Worten
Taten folgen lassen – egal, wie der Tarifstreit
ausgeht. Zumal eine Umfrage der IG Metall
zu einem anderen Ergebnis kommt. Dem-
nach sind 70 Prozent der tarifgebundenen

Firmen im Land bereit, die Zahl ihrer Ausbil-
dungsplätze beizubehalten. Jeder fünfte Be-
trieb will sein Angebot sogar erhöhen. Für
Marquardt sind diese Zahlen keine Überra-
schung. Schließlich müssten die Unterneh-
men schon in ihrem ureigenen Interesse
erkennen, wie wichtig es sei, jungen Men-
schen eine Perspektive zu bieten. Über kurz
oder lang führe die demografische Entwick-
lung in Deutschland zu einem Facharbeiter-
mangel.

Beispielsweise rechnet das Bundesinsti-
tut für Berufsbildung (BIBB) damit, dass die
Zahl der Schulabgänger allein in Ost-
deutschland von 171 000 zur Jahrtausend-
wende auf 88 000 (2016) zurückgehen
dürfte. Im Westen werde die Zahl der poten-
ziellen Azubis bis 2020 sogar um 140 000
im Vergleich zum Jahr 2007 sinken. „In der
Summe bedeutet dies, dass uns 2020 etwa
eine Million dringend benötigte Nachwuchs-
kräfte weniger zur Verfügung stehen wer-
den“, sagt BIBB-Präsident Friedrich Hubert
Esser. Angesichts dieser Entwicklung müss-
ten die Betriebe „in einen verstärkten Wett-
bewerb um geeignete Bewerber treten“.

Diese Erkenntnis ist nach Ansicht von
Lea Marquardt allerdings noch nicht überall
angekommen. „Nach Ende der Boomphase
ging die Zahl der Ausbildungsplätze 2008
drastisch zurück.“ Seitdem habe sich das
Angebot in der Metall- und Elektroindustrie
um 20 Prozent reduziert.

Das deckt sich mit den Zahlen des
Statistischen Landesamts: Demnach sank im
Südwesten die Zahl der neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträge im Fahrzeugbau
um zwölf, im Maschinenbau um fast 27 Pro-
zent. „Leider“, so Marquardt, „denken viele
Arbeitgeber zu kurzsichtig und orientieren
sich ausschließlich an der aktuellen Wirt-
schaftsentwicklung.“

So konstatierte die Bundesagentur für
Arbeit bereits 2010 eine Unterversorgung
an Ausbildungsplätzen. Hinzu kommen laut

der baden-württembergischen IG Metall
„Zehntausende von Jugendlichen, die in den
Warteschleifen berufsvorbereitender Maß-
nahmen hängen“. Deshalb ist es nach Mei-
nung der Gewerkschaft „unverantwortlich,
wenn Arbeitgeber am Sonntag über drohen-
den Fachkräftemangel lamentieren und am
Montag Ausbildungsplätze killen“.

Allerdings will Marquardt nicht alle
Betriebe über einen Kamm scheren. „Wir
freuen uns über die schlauen Unternehmen,
die schon kapiert haben, wohin die Entwick-
lung geht.“ Vor allem in ländlichen Regio-
nen wie Schwäbisch Hall oder Albstadt
werde zunehmend langfristig gedacht. „Dort
müssen die Betriebe schon heute schauen,
wo sie Azubis herkriegen, um ihren zukünfti-
gen Arbeitskräftebedarf decken zu können.“
Folglich gingen die Arbeitgeber verstärkt

dazu über, den Azubis bereits bei Abschluss
des Ausbildungsvertrags eine unbefristete
Weiterbeschäftigung in Aussicht zu stellen.

Umso weniger versteht Marquardt, dass
der Arbeitgeberverband bei diesem Thema
in der derzeitigen Tarifrunde bislang keine
Gesprächsbereitschaft zeigt. „Dabei fordern
wir doch gar keine generelle unbefristete
Übernahme für jeden Azubi.“ Stattdessen
habe die IG Metall „sehr pragmatische
Lösungsvorschläge“ gemacht.

Demnach kann der Arbeitgeber bei
aktuellen Problemen eine unbefristete Über-
nahme ablehnen. Sei dies der Fall, soll nach
Meinung der Gewerkschaft geprüft werden,
ob es alternative Möglichkeiten gibt wie
etwa einen unbezahlten Anspruch auf per-
sönliche Weiterbildung mit Wiedereinstel-
lungszusage oder vorübergehende Teilzeit-

arbeit. Wichtig ist Marquardt dabei, „dass
der Betriebsrat ein Mitspracherecht hat“.
Auch bei Unternehmen, die über ihren
voraussichtlichen Bedarf hinaus ausbilden,
pocht die IG Metall nicht auf eine Übernah-
meverpflichtung.

Dasselbe gilt für „Azubis, die sich total
danebenbenehmen“ (Marquardt). In diesen
Fällen soll der Betrieb ebenfalls die Möglich-
keit haben, sich in Abstimmung mit dem
Betriebsrat von den Auszubildenden nach
Abschluss der Ausbildung zu trennen. „Nur
zwei Dinge wollen wir nicht“, betont Mar-
quardt, „dass ein befristeter Vertrag dem
anderen folgt oder dass die Azubis bei
Leiharbeitsfirmen arbeiten und 40 Prozent
weniger für die gleiche Tätigkeit in ihrem
ehemaligen Ausbildungsbetrieb bekommen
als die Stammbelegschaft.“ Gerhard Hörner

Spezielle Aktionen der IG
Metall im Umfeld der Tarif-

verhandlungen weisen
gezielt auf die Situation
der Auszubildenden hin.

Foto: IGM
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Der Fotowettbewerb ist eine Aktion im Rahmen der Kooperation zwischen 

der Initiative »Respekt! Kein Platz für Rassismus« und der IG Metall. 

Die Kooperation engagiert sich seit März 2011 gegen Rassismus, Fremden-

feindlichkeit, Sexismus, Homophobie und Vorurteile in den Betrieben und 

will die Betriebsräte und die Beschäftigten für dieses Thema sensibilisieren.
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Damit die Rente sicher bleibt! 

Die Deutsche Rentenversicherung leistet ihren Beitrag für ein wirt-
schaftlich erfolgreiches Baden-Württemberg: 

Betriebsbezogene Prävention und medizinische Rehabi-
litation 
sind unverzichtbare Bausteine, um im Beruf bis zur Rente gesund 
und fit zu bleiben. Das ist gut für den Einzelnen. Und das ist gut für 
das Unternehmen. 

Berufliche Rehabilitation 
sichert die weitere Teilhabe am Arbeitsleben auch dann, wenn die 
Leistungsfähigkeit durch schwere Unfälle oder Erkrankungen beein-
trächtigt war. Von der behindertengerechten Arbeitsplatzgestaltung 
bis zur qualifizierten Umschulung gibt es viele Möglichkeiten, um 
weiterhin aktiv am Erwerbsleben teilnehmen zu können. 

Nur gesunde und qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vermögen unseren Wohlstand nachhaltig zu sichern. 
Gute Arbeit und gute Einkommen sind die Basis einer im Alter 
auskömmlichen Rente.

Wenn Sie Fragen haben, besuchen Sie uns. 
Gerne vor Ort in unseren Regionalzentren und Außenstellen oder 
auf www.deutsche-rentenversicherung-bw.de.

Oder rufen Sie uns an. Kostenlos. Servicetelefon: 0800 100048024 
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Er gilt als einer der ersten sozial denken-
den Unternehmer: Robert Bosch. Und
der Konzerngründer erklärte einst:

„Immer soll nach Verbesserung des beste-
henden Zustands gestrebt werden, keiner
soll mit dem Erreichten sich zufrieden-
geben.“ So sieht man das auch bei der IG
Metall in Baden-Württemberg. Zwar habe es
das rohstoffarme Land an die Spitze von
Deutschland und Europa geschafft, heißt es
dort. Dank hoher Innovationskraft und ex-
zellenter Qualifikation sei es Spitzenreiter
bei Patentanmeldungen und die Industrie
exportstark. Dennoch gebe es einen über-
durchschnittlich hohen Anteil un- und ange-
lernter Tätigkeiten. Auch seien die Wachs-
tumsraten gesunken. Die IG Metall geht die
Herausforderungen der Gesellschaft und ei-
ner Arbeitswelt in Zeiten der Globalisierung
konstruktiv an.

Und die sind vielfältig, reichen vom
Fachkräftemangel über Vereinbarkeit von
Beruf, Familie und Pflege bis hin zu jenen in
Bildung und Ausbildung benachteiligten
Jugendlichen sowie Schulabbrechern. Allein
im Südwesten schaffen jedes Jahr Zehntau-
sende Jugendliche nicht den direkten Über-
gang von der Schule in die duale Ausbil-
dung. Grund genug für IG-Metall-Bezirks-
leiter Jörg Hofmann, im September 2010 die
Initiative „Bildung und Beschäftigung“ ins
Leben zu rufen.

„Wirtschaft und Gesellschaft befinden
sich im Umbruch. Unsichere Weltmärkte,
struktureller Wandel hin zu einer öko-
logisch nachhaltigen Wirtschaft und ein
absehbarer Fachkräftemangel stellen unser
Land vor neue Herausforderungen. Dieser
Wandel lässt sich nicht aufhalten. Aber wir
können ihn gestalten. Und damit wollen wir
jetzt beginnen“, so Hofmann. Mit dieser
Initiative will die IG Metall im ganzen Land
informieren, alle gesellschaftlich Beteiligten
zu einem Diskurs anregen. Die bisherigen
Tagungen, etwa an der Universität Hohen-
heim, in Ulm und Mannheim, verliefen sehr
erfolgreich und verzeichneten insgesamt
mehrere Hundert Teilnehmer. Die Initiative
hat denn längst auch prominente Unterstüt-
zer aus verschiedenen Bereichen, darunter
Professor Harald Hagemann von der Uni
Hohenheim, Heinz Dürr, ehemaliger Vor-
standsvorsitzender der Deutschen Bahn,
Werner Schretzmeier, Intendant des Theater-
hauses Stuttgart, Manfred Spitzer, Ärztlicher
Direktor der Psychiatrischen Universitätskli-
nik in Ulm, sowie den ehemaligen Präsiden-
ten des VfB Stuttgart, Erwin Staudt. peix

Kaum eine Sängerin hat das Wort so
eindrücklich und stimmgewaltig in-
terpretiert wie Aretha Franklin in ih-

rem Song „Respect“. Und wie erklärte doch
Franz Meurer, kämpferischer katholischer
Pfarrer im Kölner Arbeiterviertel Höhen-
berg-Vings, im Magazin „Geo“: „Das Wort
Respekt können Sie heute in jedem Jugend-
zentrum an die Wand gesprüht sehen. In
jedem Hip-Hop-Song geht es um Respekt.“
Denn, egal aus welchem Milieu stammend,
jeder Mensch wolle akzeptiert, wertge-
schätzt und respektiert werden. Im Alltag
indes muss dies immer wieder angemahnt
werden.

Daher hat Lothar Rudolf, Inhaber der
Frankfurter Agentur Querformat Medien-
konzept GmbH, im Jahr 2010 in Frankfurt
am Main die gemeinnützige Initiative „Res-
pekt! Kein Platz für Rassismus“ gegründet.
Ziel der Initiative ist es, jedweder Benachtei-
ligung – etwa aufgrund ethnischer Her-
kunft, Geschlecht, Religion oder Weltan-
schauung, wegen einer Behinderung, Alter
oder sexueller Orientierung – entgegen-
zuwirken.

Seit März 2011 ist auch die größte
Einzelgewerkschaft in Deutschland Partner
des Projekts: Die IG Metall engagiert sich
gemeinsam mit der Initiative „Respekt!“ für
ein faires, soziales Miteinander in den Betrie-
ben. Dabei fungiert Bertin Eichler, Hauptkas-
sierer der IG Metall, als Schirmherr der
Initiative. Gemeinsam mit der Ex-Fußball-
nationalspielerin Sandra Minnert als Schirm-
frau setzt er sich dafür ein, die Leitlinien der
Initiative zu verbreiten.

„Respekt ist unabdingbar mit Menschen-
würde verbunden und die Voraussetzung
für eine solidarische und demokratische
Gesellschaft“, so Bertin Eichler. Mit ihrem
Engagement wolle die IG Metall ihre Mitglie-
der, Beschäftigten und Betriebsräte motivie-
ren, den Respekt-Gedanken in den Betrie-
ben und Unternehmen offensiv zu vertre-
ten. Das wurde bereits in einigen Betrieben
in Baden-Württemberg aufgegriffen, etwa
bei Porsche oder Daimler.

Porsche Betriebsratschef Uwe Hück: „Res-
pekt gegenüber allen Menschen muss eine
Selbstverständlichkeit sein. Denn jeder
Mensch hat Respekt verdient. Ein Unterneh-
men kann nur Erfolg haben, wenn mit
jedem, der dort arbeitet, respektvoll umge-
gangen wird – egal was oder wo er arbeitet.
Deshalb unterstützen wir Betriebsräte von
Porsche die Initiative ,Respekt!‘, und damit
alle sehen, dass wir Respekt leben, hängt an
jedem Werktor ein ,Respekt‘-Schild.“ Gegen-
seitige Achtung und Anerkennung seien
wichtige Voraussetzungen für ein soziales
und faires Miteinander im Betrieb, betont
Eichler. Rassismus, den es leider nicht nur
in Fußballstadien, sondern auch in Betrie-
ben gebe, entzweie die Gesellschaft. Doch
die IG Metall stehe für Solidarität und
Gerechtigkeit.

„Es gibt wohl kaum einen Platz im
täglichen Leben, wo so viele Menschen un-
terschiedlicher Herkunft, Religion und Kul-
tur zusammenkommen wie in der Arbeits-
welt“, erklärt Eichler. „Wir wollen einen
respektvollen Umgang auf allen Ebenen –
sowohl bei den Mitarbeitern untereinander
als auch von Vorgesetzten gegenüber ihren
Mitarbeitern und damit natürlich auch
gegenüber ihren Leistungen.“ peix

Die IG Metall steht für Bildung und
Qualifizierung: Sie mischt sich in die
Bildungspolitik ein und bietet für

ihre Mitglieder, Betriebsräte und Vertrauens-
leute auf vielen Ebenen Weiterbildungen
an. „Die IG Metall ist eine Bildungsgewerk-
schaft“, betont Christian Steffen von der
IG-Metall-Bezirksleitung Baden-Württem-
berg. So meldet sich die IG Metall nicht nur
auf dem Feld des allgemeinen Bildungs-
systems zu Wort, sondern sie hat auch die
Initiative „Bildung und Beschäftigung“ ins
Leben gerufen. Im Bereich der beruflichen
Ausbildung werden mit Beteiligung der IG
Metall wiederum für das duale System neue
Ausbildungsordnungen erarbeitet oder be-
stehende modernisiert und an die Zeichen
der Zeit angepasst. Ein weiterer Schwer-
punkt ist die berufliche Weiterbildung, die
auch im Tarifvertrag geregelt ist, der An-
sprüche und Verfahren festschreibt. Unter-
nehmen in der Metall- und Elektroindustrie
können sich etwa bei der sogenannten Agen-
tur Q,, die Agentur zur Förderung der beruf-
lichen Weiterbildung in der Metall- und
Elektroindustrie Baden-Württemberg, bera-
ten lassen, die von der IG Metall Baden-
Württemberg und dem Arbeitgeberverband
Südwestmetall getragen wird.

Und schließlich wird bei der IG Metall
auch gewerkschaftliche Bildungsarbeit mit
hohem personellen und finanziellen Einsatz
vorangetrieben. Mitglieder, Betriebsräte
und Vertrauensleute können aus einem
großen Bildungsangebot wählen, das von
der politischen Bildung bis hin zu fach-
spezifischen Seminaren reicht. „Wir haben
einen breiten Bildungs- und Qualifizierungs-
begriff“, so Steffen.

„Im Allgemeinen geht es darum, die
Grundlage für die Persönlichkeitsentwick-
lung und politische Teilhabe zu schaffen
und den Einzelnen zu befähigen, Zusam-
menhänge zu erkennen und Interessen zu
formulieren.“ Bei der beruflichen Bildung
orientiere man sich am Leitbild der Beruf-
lichkeit und setze auf ein breites Funda-
ment anstelle von aufgabenbezogener und
betriebsspezifischer Qualifizierung. „Bei der
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit steht in-
des die politische Bildung im Vordergrund
sowie die Vermittlung von relevantem Fach-
und Kontextwissen zur effektiven betrieb-
lichen Interessenvertretung.“

Laut Steffen hat die betriebliche Mit-
bestimmung gerade in der Krise von 2008
und den folgenden Jahren ihren Mehrwert
eindrucksvoll unter Beweis gestellt. „Sie
sorgt dafür, dass die Beschäftigten als Exper-
ten in eigener Sache ihre Interessen einbrin-

gen und diese gegebenenfalls auch gegen
Widerstände durchsetzen können“, sagt er.
„Mitbestimmung durch die Betriebsräte ist
damit beides: Ausdruck von Demokratie in
der Wirtschaft sowie Treiber und Träger von
wirtschaftlichen wie betrieblichen Moderni-
sierungsprozessen.“ Und die Grundlage für
eine gute, sprich erfolgreiche, Interessenver-
tretung sei in besonderem Maße die gewerk-
schaftliche Bildungsarbeit. Diese müsse im-
mer den Spagat bewältigen zwischen Quali-
fizierung zu Sachthemen für einen bestimm-
ten Anlass und der Grundlagenqualifizie-
rung der Vertrauensleute und Betriebsräte.

Die Angebote werden gut angenommen.
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass
Betriebsräte und Vertrauensleute neu in
ihre Ämter gewählt werden und sich auf die
neuen Aufgaben vorbereiten wollen. So gab
es im Jahr 2011 circa 20 000 Teilnahmen an
den Bildungsveranstaltungen der IG Metall
Baden-Württemberg.

Das waren – ohne Mehrfachzählung –
12 000 Personen, die von den insgesamt 550
Referenten betreut wurden. Unter den Teil-
nehmern befanden sich wiederum um die

5200 Betriebsräte und etwa 2300 Vertrau-
ensleute. Aber die IG Metall arbeitet auch
mit Dienstleistern zusammen, um betriebli-
che Interessenvertreter zu schulen, etwa mit
der 1996 gegründeten Bildungskooperation
(Biko). Mittlerweile gibt es Bikos im ganzen
Land. Sie agieren unabhängig, aber sie tau-
schen sich aus oder arbeiten projektweise
zusammen.

So ist zum Beispiel die Bildungskoopera-
tion Region Stuttgart e. V. im Wirkungsbe-
reich der Wirtschaftsregion Stuttgart tätig.
Zu ihr gehören die Landkreise Esslingen,
Geislingen, Göppingen, Ludwigsburg, Waib-
lingen und Stuttgart. „Unsere Seminare fin-
den in Tagungshotels im Umkreis von 100
Kilometern rund um Stuttgart statt, je nach
Bedarf und Betrieb“, erklärt Birgit Klett,
Geschäftsführerin der Biko Region Stuttgart.
Im Jahr organisieren sie und ihre Mitarbeite-
rinnen circa 140 Schulungen und Seminare

für rund 2500 Teilnehmer. Dazu entstehen
entsprechende Broschüren. Neben den regel-
mäßigen Bildungsmaßnahmen werden auch
maßgeschneiderte Angebote konzipiert und
durchgeführt. Dabei gehe es darum, Interes-
senvertretungen zu unterstützen, um unter-
nehmens- oder problemspezifische Lösungs-
strategien zu erarbeiten, heißt es.

„Unsere Themen reichen von den Grund-
lagen der Betriebsratsarbeit über die Beson-
derheiten von ausgehandelten Tarifverträ-
gen bis hin zu Leiharbeit und Werkverträ-
gen oder Wirtschaftsthemen. Selbstredend
können wir bei Bedarf schnell auf aktuelle
Tendenzen reagieren und ein Seminar auf
den Auftraggeber zuschneiden.“

Zu den Referenten gehören erfahrene
Betriebsratsvorsitzende, Juristen, Arbeits-
richter, Wissenschaftler, Jugend- und Auszu-
bildendenvertreter. Aber auch Experten der
IG-Metall-Bildungsstätten sowie des IMU-In-
stituts sind im Boot. Letzteres ist eine unab-
hängige, interdisziplinär arbeitende Einrich-
tung, die sich unter anderem für die Erhal-
tung, Schaffung und Gestaltung von men-
schengerechten Arbeitsplätzen einsetzt.  peix

Ausdruck von Teilhabe und Modernisierung
B i l d u n g u n d Q u a l i f i z i e r u n g s i n d w i c h t i g e E c k p f e i l e r d e r I G - M e t a l l - A r b e i t
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Lösungen
für morgen
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GELEBTE HETEROGENITÄT
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WERTE IN DIE

BETRIEBE TRAGEN

Mit Menschenwürde
D i e I n i t i a t i v e „ R e s p e k t ! “

BREITES

FUNDAMENT

BREITE

THEMENPALETTE

IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

Bezirk
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